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(Beginn: 13.04 Uhr)

Vorsitzende Petra Merkel: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich begrüße Sie sehr herzlich zu
unserer öffentlichen Anhörung, die der
Haushaltsausschuss des Deutschen Bun-
destages in seiner 56. Sitzung am 8. Juni
2011 einvernehmlich beschlossen hat.

Der einzige Punkt der Tagesordnung
lautet:

Öffentliche Anhörung zum

Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes zur Errichtung eines Sonderver-
mögens
„Energie- und Klimafonds“ (EKFG-ÄndG)

- BT-Drucksache 17/6075 -

Federführend:
Haushaltsausschuss

Mitberatend:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung

Berichterstatter/in:
Abg. Carsten Schneider (Erfurt) (SPD)
Abg. Dr. Gesine Lötzsch (DIE LINKE)
Abg. Priska Hinz (Herborn) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mitberichterstatter/in:
Abg. Norbert Barthle (CDU/CSU)
Abg. Otto Fricke (FDP)

Zu dieser Veranstaltung darf ich die ein-
geladenen Sachverständigen herzlich will-
kommen heißen. Herzlichen Dank für Ihre
Teilnahme und Ihre schriftlichen Stellung-
nahmen, die wir als wichtigen Beitrag zu
unserer Arbeit betrachten.

Ebenso willkommen heiße ich selbstver-
ständlich die Kolleginnen und Kollegen und
die Vertreterinnen und Vertreter der
mitberatenden Ausschüsse.

Gestatten Sie mir, vor Eintritt in die ei-
gentliche Thematik einige Anmerkungen zum

Ablauf der Anhörung sowie zu einigen
grundsätzlichen Beschlüssen des Haushalts-
ausschusses zu machen. Das oberste Gebot
lautet: Mobiltelefone bleiben ausgeschaltet.
Wenn ein Handy klingelt, ist das die größte
Sünde. Wir nehmen normalerweise 5 Euro
für jedes Klingeln; das heißt, wir könnten
heute reich werden. Das würde Griechenland
zwar nicht unbedingt helfen; aber man fängt
klein an.

Die Stellungnahmen der Sachverständi-
gen liegen aus. Sie wurden in der Aus-
schussdrucksache 17/3059 zusammenge-
fasst und dienen als Grundlage für die Fra-
gen. Unaufgefordert zugesandte Stellung-
nahmen finden Sie unter der Ausschuss-
drucksache 17/3060.

Da die Abgabe von Eingangsstatements
nicht vorgesehen ist, tritt der Ausschuss so-
fort in die erste Fragerunde ein. In der ersten
Fragerunde kommen zunächst die haus-
haltspolitischen Sprecherinnen und Sprecher
als Berichterstatter zu Wort. Gemäß der
Obleutevereinbarung wird bei dieser Anhö-
rung auch in den weiteren Fragerunden jede
Fraktion einmal das Fragerecht haben. Ich
bitte die Obleute, nach der ersten Runde die
Koordination der weiteren Fragerunden zu
übernehmen und mir die Fragestellerinnen
und Fragesteller ihrer Fraktionen, auch aus
den mitberatenden Ausschüssen, zu benen-
nen.

Die Regel, die sich bereits in früheren
Anhörungen bewährt hat, dass jede Frage-
stellerin und jeder Fragesteller entweder zwei
Fragen an einen Sachverständigen oder
jeweils eine Frage an zwei Sachverständige
stellen kann, gilt auch bei dieser Anhörung.
Weitere Fragen sind dann in der folgenden
Fragerunde möglich.

Norbert Barthle (CDU/CSU): Ich möchte
zunächst im Namen der CDU/CSU-Fraktion
allen anwesenden Sachverständigen ganz
herzlich für die Bereitschaft danken, sich Zeit
für uns zu nehmen und uns für unsere Fra-
gen zur Verfügung zu stehen. Die Energie-
politik verändert sich ja in rasantem Tempo.
Deshalb ist es für uns sehr wichtig, Ihre Ex-
pertisen zu hören.

Uns geht es heute um den Energie- und
Klimafonds. Dieser Fonds wurde bereits im
Rahmen des Energiekonzepts vom Septem-
ber 2010 eingerichtet, und das Gesetz ist
zum 1. Januar 2011 in Kraft getreten. Nun
haben wir einige fundamentale Änderungen
an diesem Fonds geplant. Eine wesentliche
Änderung ist, dass einerseits eine dauerhaft
solide Einnahmebasis geschaffen werden
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soll, indem die Versteigerungserlöse aus
dem CO2-Emissionshandel in den Fonds
fließen, und andererseits die Ausgaben ge-
bündelt werden sollen.

Ich möchte zunächst die ehemalige Kol-
legin Frau Müller fragen, erstens, inwiefern
der Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft von diesen Änderungen betrof-
fen ist und welche Auswirkungen sie für ihn
haben, und zweitens, wie Sie die Tatsache
beurteilen, dass zur Finanzierung dieses
Fonds nach dem Wegfall der Zahlungen der
Energieversorgungsunternehmer die CO2-
Zertifikatserlöse komplett in den Fonds flie-
ßen sollen, um 1 Milliarde Euro Mehrein-
nahmen zu gewärtigen.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Natürlich haben die Ereig-
nisse in Fukushima die gesamte Debatte
über die Energiesicherheit in diesem Land
verändert. Zudem stellen sie die Unterneh-
men der Energieversorgung vor große neue
Herausforderungen, insbesondere aufgrund
des zukünftigen Wegfalls der Kapazitäten
aus den Kernkraftwerken, die früher kom-
pensiert werden müssen, als bisher geplant.
Wir haben - das liegt auch draußen aus -
einen sehr deutlichen Hinweis darauf gege-
ben, dass ein Kraftwerksneubau zum Teil
nicht an den Standorten entsteht, wo jetzt
Kapazitäten wegfallen, dass wir also Netze
und Ersatzkapazitäten vor allen Dingen im
konventionellen Bereich, im Bereich der Gas-
und Kohlekraftwerke, brauchen werden. Zum
anderen haben wir darauf hingewiesen, dass
die Neubauten in hohem Maße Ersatzinves-
titionen sind, weil alte Kraftwerke zum Bei-
spiel vom Markt gehen sollen, um die CO2-
Bilanzen zu verbessern. Das heißt, es gibt
erheblichen Bedarf neben dem Ausbau der
erneuerbaren Energien, den wir unterstützen.
Wir haben in einer separaten Anhörung da-
rüber gesprochen, auch über die entspre-
chenden Anreize, unter anderem in finanzi-
eller Hinsicht.

Wir müssen aber auch darüber sprechen,
wie konventionelle Kraftwerke mit Blick auf
die Stabilisierung der Versorgungssicherheit
ergänzend eingesetzt werden können. Ich
möchte nicht bereits heute dezidiert die For-
derung nach Kapazitätsmärkten aufstellen;
aber ich glaube, dass hier viele Fragen zu
diesem Thema zu beantworten sein werden.
Das Thema tangiert uns in diesem Zusam-

menhang, weil aus dem Energie- und Kli-
mafonds auch der Neubau von hocheffizien-
ten Kraftwerken unterstützt werden soll. Das
war jedenfalls ein Ziel bei der Entstehung
dieses Fonds.

Es ist folgerichtig und zu befürworten,
dass nunmehr schon ab 2012 sämtliche Ein-
nahmen aus der Versteigerung der Emissi-
onszertifikate in den Energie- und Klimafonds
fließen sollen. Die Einnahmen erhöhen sich
bis 2016 erheblich. Das ist ein wichtiger
Punkt und eine logische Konsequenz aus der
Rücknahme der Laufzeitverlängerung, da die
Bundesregierung nicht mit den im Förder-
fondsvertrag vorgesehenen Mitteln planen
kann.

Wir befürchten allerdings, dass spätes-
tens ab dem Jahre 2017 trotz der Mehrein-
nahmen aus dem Emissionshandel weniger
Mittel zur Verfügung stehen werden, als ur-
sprünglich geplant. Ich möchte in diesem
Zusammenhang an unsere Forderung erin-
nern, die Mehrwertsteuermehreinnahmen
aus dem EEG, die dem Bund jedes Jahr
zufallen, eventuell als Möglichkeit zu sehen,
den Fonds aufzufüllen. Da wir wissen, dass
das rückwirkend nicht möglich ist, da die
Einnahmen im Haushalt bereits verplant sind,
regen wir wenigstens für die Zukunft an, dass
sozusagen die Windfall Profits der Mehrwert-
steuer aufgrund höherer Einnahmen aus
dem EEG in diesen Fonds fließen können.

Es ist auch richtig und wichtig, dass im
Energie- und Klimafonds jetzt Themen ge-
bündelt werden: das Thema Elektromobilität,
die CO2-Gebäudesanierung und, wie von mir
bereits erwähnt, der Neubau hocheffizienter
Kraftwerke. Die Kompensation emissions-
handelsbedingter Strompreiserhöhungen
stromintensiver Unternehmen sehen wir al-
lerdings weniger als Aufgabe des Fonds an.
Es ist natürlich eine wichtige Aufgabe, um die
Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven
Unternehmen zu erhalten. Aber ob sie origi-
när dem Energie- und Klimafonds zugewie-
sen werden kann, ist eine andere Frage.

Unsere Unsicherheit begründet sich in der
Hauptsache durch die anstehenden Bund-
Länder-Verhandlungen, weil wir die Forde-
rungen der Länder kennen, zum Beispiel
hinsichtlich einer eventuellen Neuregelung
der Verteilung beim Zertifikatehandel oder
einer Aufstockung der Mittel für die Gebäu-
desanierung. Insofern ist die Bündelung ein
richtiger Weg; aber was die Ausgestaltung
und die Finanzierung angeht, ist sie durch-
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aus auf längere Sicht noch mit Fragezeichen
versehen.

Sören Bartol (SPD): Meine Herren und
Damen Sachverständigen, ich bedanke mich
auch im Namen der SPD-Fraktion dafür,
dass Sie sich trotz der engen Beratungszeit,
trotz des parlamentarischen Schweinsga-
lopps, in dem wir uns in dieser Woche mit
den Gesetzespaketen befassen, die Zeit
genommen haben, uns Ihre Stellungnahmen
zur Verfügung zu stellen. Ich weiß, dass da-
rin einiges an Arbeit steckt.

Ihre Stellungnahmen sind insofern sehr
lesenswert, als Sie zwar grundsätzlich über-
wiegend sagen, dass der Fonds machbar ist,
an vielen Stellen jedoch ein Aber hinzufügen.
Deshalb bin ich gespannt, was wir bis zum
Ende der Anhörung herausgearbeitet haben
werden.

Ich habe zunächst zwei Fragen an Herrn
Matthes. Wir haben gesehen, dass die Um-
setzung der Energiewende eine kontinuierli-
che und verlässliche ausreichend dotierte
Förderpolitik verlangt. Sie sollte sich aus
zwei Quellen speisen: aus dem Förderpro-
gramm des Bundeshaushalts und aus den
zusätzlichen Maßnahmen des Fonds, die als
ergänzendes Instrument - so ist es auch
niedergeschrieben - dienen sollen.

Nun zu den beiden Fragen: Erstens. Sind
nach Ihrer Auffassung die im Haushalt 2011
und in der Finanzplanung vorgesehenen
Mittel, zum Beispiel für das CO2-Gebäude-
sanierungsprogramm, die Stadtumbaupro-
gramme und die Marktanreizprogramme,
überhaupt ausreichend, oder welche finanzi-
elle Verstärkung ist aus Ihrer Sicht notwen-
dig?

Zweitens. Sind die Mittel des Fonds Ihrer
Meinung nach dazu geeignet, eine zusätzli-
che Verstärkung zu leisten, wenn für das
Jahr 2011 insgesamt 300 Millionen Euro an
Barmitteln zur Verfügung stehen, ab 2012 die
Barmittel und Verpflichtungsermächtigungen
aber von den Einnahmen aus der Versteige-
rung der CO2-Emissionszertifikate abhängig
sind, ohne dass eine Verstärkung aus dem
Bundeshaushalt möglich ist, weil da nur die
Möglichkeit eines Darlehens vorgesehen ist?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Bezüglich Ihrer
Frage, was die Jahre 2011 und 2012 angeht,
ist die Antwort relativ einfach. Wir werden für
die Energiewende insbesondere im Bereich

der Energieeffizienz deutlich mehr Mittel
brauchen. Allein für die Gebäudesanierung
werden wir in der Perspektive das Zwei- oder
Dreifache der heutigen Ansätze benötigen.
Da stellt sich dann die Frage, warum man
einen solchen Fonds braucht.

Damit komme ich zu Ihrer zweiten Frage.
Ich glaube, der Fonds - deswegen unter-
stützen wir einen solchen Fonds ausdrück-
lich - ist sinnvoll im Bereich der freiwilligen
Förderpolitik, in einem Bereich also, in dem
keine gesetzlichen Verpflichtungen zu ir-
gendwelchen Zahlungen vorgesehen sind.
Hier sind wir durch die Stop-and-go-Situation
der letzten Jahre in eine Vertrauenskrise
geraten. Letztendlich sind mehr Geldmittel
erforderlich, um die Menschen dahin zu brin-
gen, wo die Politik sie haben will; denn die
Risikoprämien durch das Stop and go - wir
haben es beim Marktanreizprogramm wie
beim KfW-Programm gesehen - werden
letztendlich eingepreist.

Ich glaube, dass das Kontinuitätsgebot -
so haben wir es in unserer schriftlichen Stel-
lungnahme genannt - die haushaltsrechtliche
gewöhnungsbedürftige Organisationsform
eines solchen Fonds ist. Diese Form muss
natürlich legitimiert sein. Deswegen muss
man in einen solchen Fonds die Dinge pa-
cken, bei denen es um freiwillige Zahlungen
geht, für die Vertrauen und Kontinuität not-
wendig sind. Das heißt umgekehrt, dass die
Dinge, die damit nichts zu tun haben, nicht in
einen solchen Fonds gehören. Wenn man
die Zahlen addiert - ich habe das in meiner
Stellungnahme gemacht -, stellt man fest,
dass der Fonds bereits überbucht ist. Wenn
man die Kosten aller Forderungen - von der
Kompensation energieintensiver Industrie bis
zu irgendwelchen Steuerausfällen - zusam-
menrechnet, stellt man fest, dass bereits
alles ausgegeben ist.

Das heißt, ein klares Kriterium im Hinblick
darauf, welche Dinge in diesen Fonds
hineingehören, der, mit leicht abnehmender
Tendenz bis 2020, ungefähr 3 Milliarden
Euro jährlich umfassen wird, ist für mich die
Frage: Handelt es sich um freiwillige Zahlun-
gen, für die Kontinuität und Vertrauen wich-
tige Voraussetzungen sind, also Förderpro-
gramme durchaus im Bereich der erneuerba-
ren Energien, der Gebäudesanierung und
anderer Energieeffizienzmaßnahmen? Was
definitiv nicht hineingehört, sind irgendwelche
Kompensationszahlungen mit gesetzlichen
Ansprüchen. Bei der Kompensation für die
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energieintensiven Industrien kann man sich
darüber streiten, in welcher Höhe sie anfallen
wird; ich glaube, es ist ein Traum, dass da
jemals 500 Millionen Euro zustande kommen
werden. Aber die Kompensation gehört nicht
in einen solchen Fonds, weil es dafür andere
Regelungen gibt; da gibt es einen Beihilfe-
rahmen, Rechtsansprüche etc.

Das Gleiche gilt aus meiner Sicht für ten-
denziell industriepolitisch motivierte Vorha-
ben. Ich würde die Frage stellen: Welche
Teile der Förderung der Elektromobilität ge-
hören in einen solchen Fonds? Wenn man
irgendwann einmal dazu kommen sollte, eine
Fahrzeugprämie zu zahlen, bei der es auch
wieder um das Vertrauen von Menschen
ginge, wäre das sinnvoll; für industriepolitisch
motivierte Vorhaben wäre es eher nicht sinn-
voll. Ganz sicher gehören auch keine Steu-
erkompensationen hinein, worüber der Bun-
desrat debattiert hat.

Ich will auch auf Folgendes hinweisen:
Wir werden erhebliche Zahlungen für den
internationalen Klimaschutz brauchen. Die
Industriestaaten haben in Kopenhagen
leichtsinnigerweise versprochen, im Jahr
2020 100 Milliarden US-Dollar auf den Tisch
zu legen. Von daher tut man aus meiner
Sicht sehr gut daran, dafür im Fonds
1 Milliarde Euro einzuplanen. Dann sieht
man, dass für anderes nicht mehr viel übrig-
bleibt.

Das heißt, in den Fällen, in denen das
Kontinuitätsgebot nicht gilt und in denen es
Alternativen gibt, darf der Fonds nicht ge-
nutzt werden. Es gibt natürlich - Frau Müller
hat darauf hingewiesen; wir kommen gerade
aus dem Wirtschaftsausschuss - bei der
Subventionierung von Kraftwerksneubauten
über Fondsmittel Alternativen wie Kapazi-
tätsmärkte. Deshalb muss die Subventionie-
rung dort erfolgen und nicht über den Fonds.
Sonst wird der Fonds gnadenlos überbucht
und kann seinen Zweck, nämlich Vertrauen
in freiwillige Zahlungen zu schaffen, nicht
mehr erfüllen.

Florian Toncar (FDP): Ich möchte Frau
Dr. Wörlen bitten, uns einmal darzustellen,
welche Aufgaben der Fonds aus ihrer Sicht
sinnvollerweise übernehmen sollte und wel-
che Aufgaben, bei denen eine andere Finan-
zierung infrage käme, eher nicht und ob wir
mit den Gesetzesänderungen einen ausrei-
chend ambitionierten Weg beschreiten, um

die Energiewende angemessen zu flankie-
ren.

Sachverständige Dr. Christine Wörlen
(Arepo Consult): Ich habe in meiner Stel-
lungnahme schon dargelegt, dass ich die
Zwecke des Fonds aus dem bestehenden
Gesetz zum Energie- und Klimafonds ableite.
Meiner Ansicht nach sind sie sehr klar defi-
niert in § 2 Abs. 1 Satz 1, und zwar nur da.
Dort steht:

Das Sondervermögen ermöglicht
zusätzliche Programmausgaben zur
Förderung einer umweltschonen-
den, zuverlässigen und bezahlba-
ren Energieversorgung.

Das ist für mich der Förderzweck. Ich denke,
man sollte zunächst einmal versuchen, die
Förderbereiche, die dann im Weiteren defi-
niert werden, beizubehalten und den Zweck
nicht zu korrigieren; denn diese Bereiche
sind bereits außerordentlich umfangreich
definiert und könnten durchaus, wie meine
Vorredner schon gesagt haben, wesentlich
mehr Mittel benötigen, als vorgesehen. Die
Mittel aus dem Fonds sind ja auch nur als
Ergänzung zu den Mitteln aus dem Bundes-
haushalt zu sehen.

Die Bündelung der Zwecke ist sehr sinn-
voll. Koordinationsschwierigkeiten innerhalb
der Bundesregierung führen immer zu Effizi-
enzverlusten; das ist völlig klar. Ich habe in
meiner Stellungnahme allerdings deutlich
gemacht, dass Elektromobilität nur insoweit
einer umweltschonenden, zuverlässigen und
bezahlbaren Energieversorgung zuträglich
ist, als sie dazu dient, Energie einzusparen.
Man kann natürlich gewisse Einspareffekte
sehen, die der Energiesicherheit dienen, wo
wir weg vom Benzin kommen und hin zum
Strom, den wir auf eigenem Boden produzie-
ren, sodass wir nicht mehr in einem so hohen
Maße von Importen abhängig sind. Der Ef-
fekt wird sehr gering sein, wenn Sie davon
ausgehen, dass die Bundesregierung in
2020 1 Million Autos auf Elektromobilität
umgestellt haben will - von insgesamt
42 Millionen Autos auf deutschen Straßen.

Ähnlich gering sehe ich die Synergien mit
den Energiespeicher- und Netztechnologien.
Die billigsten Speichertechnologien, die im
Netzbereich zur Verfügung stehen, sind für
den Mobilitätsbereich eigentlich nicht ein-
setzbar. Das heißt, wir haben hier zwei ge-
trennte Entwicklungs- und Innovations-
stränge, die zwar oft gemeinsam diskutiert
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werden, aber inhaltlich zu trennen sind und
einer getrennten Förderung bedürfen. Von
daher sehe ich den Beitrag der Elektromobi-
lität zu einer umweltschonenden, zuverlässi-
gen und bezahlbaren Energieversorgung als
sehr gering an.

Ähnliches gilt - da schließe ich mich mei-
nen Vorrednern an - für den Beitrag, der aus
der Subventionierung der energieintensiven
Industrie entsteht. Eine solche Subventionie-
rung wird natürlich die Strompreise für die
Industrie erträglicher machen. Nach der wirt-
schaftlichen Theorie führt das tendenziell
dazu, dass mehr Strom verbraucht wird. Da-
raus entsteht mehr Druck auf die Strom-
märkte, und laut ökonomischer Theorie steigt
damit der Strompreis, wodurch die Bezahl-
barkeit der Energieversorgung sinkt.

Daher sehe ich diese beiden Bereiche als
nicht unbedingt von dem momentanen För-
derzweck gedeckt an. Für die Erweiterung
des Förderzwecks auf den Klimaschutz gel-
ten im Wesentlichen die gleichen Argumente.
Auch durch die Zweckerweiterung werden
die Bereiche aus meiner Sicht nicht unbe-
dingt abgedeckt.

Sind die Mittel ausreichend? - Klar ist,
dass es sich nur um eine Ergänzung zum
Bundeshaushalt handelt, der sicherlich
ebenfalls Mittel bereitstellen muss.

Ich hoffe, damit habe ich alle Aspekte der
Frage berücksichtigt.

Roland Claus (DIE LINKE): Auch ich
möchte mich zunächst für die Stellungnah-
men bedanken, die Sie uns zugeleitet haben.
Wir benutzen sie gern in unserer Auseinan-
dersetzung: die Koalition, um die Richtigkeit
ihrer Politik zu belegen, und die Opposition,
um genau das Gegenteil zu erreichen.

Meine Fragen richten sich an Frau
Dr. Wörlen und an Frau Müller, die die Ant-
wort bitte kommentieren möge. - Ich knüpfe
an die Ausführungen von Frau Dr. Wörlen an
und möchte eine andere Facette Ihrer Stel-
lungnahme hervorheben. Sie halten eine
Neufassung der Aufgabenplanung und der
Förderbereiche im Moment für entbehrlich
oder überflüssig und befürworten anstelle der
inputorientierten Haushaltsplanung eine er-
gebnisorientierte Programmplanung für den
Energie- und Klimafonds. Ich bitte Sie um
Begründung und Erläuterung; denn das wäre
für uns ein maßgeblicher Hinweis.

Frau Müller als Vertreterin des Energie-
und Wasserwirtschaftsverbandes bitte ich, zu

diesem Standpunkt eine Stellungnahme ab-
zugeben.

Sachverständige Dr. Christine Wörlen
(Arepo Consult): Ich denke, die Ziele des
Sondervermögens sind hoch gesteckt. Man
muss sie im Zusammenhang mit der Pro-
grammplanung im Bundestag sehen. Wir
wissen, was wir damit erreichen wollen,
nämlich dass Deutschland seine CO2-Aus-
stöße entsprechend den Maßgaben der
Bundesregierung, die ich für sehr ambitio-
niert und im Prinzip begrüßenswert halte,
reduziert. Wir haben verschiedene Budgets,
Haushalte und Sondervermögen sowie eine
Vielzahl von einzelnen Haushaltsposten, mit
denen wir diese Ziele erreichen wollen. Vie-
len Entscheidungsträgern fällt es schwer,
den Überblick zu behalten. Das Ziel einer
ergebnisorientierten Programmplanung wäre,
dass man die bestehenden Konzeptdoku-
mente, zum Beispiel der Bundesregierung, in
systematischer Weise klarer in operative
Ziele übersetzt und sie klarer mit den Haus-
haltstiteln und den Titeln im Sondervermögen
verknüpft, wobei man unter Umständen bis
auf die Titelebene hinuntergehen kann. Dort
kann man festschreiben, welche Ziele in Be-
zug auf die Energieversorgung oder auf den
CO2-Ausstoß man erreichen möchte. Das ist
eine Methode, die in anderen Ländern
durchaus erprobt wird. Zum Beispiel Groß-
britannien ist in Bezug auf eine zielorientierte
Programmplanung etwas weiter als wir. Sie
wird auch in vielen internationalen Gremien
erprobt. Ich denke, das wäre auch ein inte-
ressanter Ansatz für ein solches Sonderver-
mögen, bei dem man klare Ziele im Auge
behalten will, die nicht verwässert werden
sollen. Das ist auch der Tenor auf diesem
Podium. Hier herrscht Einvernehmen darü-
ber, was erreicht werden soll. Wir sehen,
dass es Möglichkeiten gibt, hier Unterziele
einzuführen, die wir nicht unbedingt mit dem
Oberziel in Einklang bringen. Eine ergebnis-
orientierte Programmplanung würde solche
Unterziele immer auf das Oberziel beziehen
und damit rechtfertigen.

Ich bin gern bereit, dazu in einem etwas
familiäreren Rahmen weitere Ausführungen
zu machen.

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Es wäre natürlich auch für
uns interessant, zu erfahren, was Sie in die-
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sem familiären Rahmen Näheres ausführen
würden.

Ich habe bereits gesagt, dass ich es für
einen richtigen Ansatz der Bundesregierung
halte, mit der Bündelung eine Sortierung
vorzunehmen. Ich wäre nicht ganz so ableh-
nend, was den einen oder anderen Punkt der
Einbeziehung in den Energie- und Klima-
fonds angeht. Bei Elektromobilität oder Ge-
bäudesanierung sehe ich durchaus den Ver-
such, diese Punkte sinnvoll mit dem Thema
der CO2-Reduktion zu verknüpfen. Ob und
wie die in den Haushaltstiteln vorgesehenen
Mittel dafür am Ende ausreichen werden, ist
in der Tat ein kritischer Punkt. Da bestehen
nicht nur wegen der Bund-Länder-Verhand-
lungen große Unsicherheiten, wie ich bereits
sagte, sondern auch mit Blick darauf, wie
sich die Bereiche zueinander entwickeln
werden. Ich kenne das von Ihnen vorgestellte
Modell nicht gut genug, um wirklich beurtei-
len zu können, ob es im Hinblick auf die Er-
reichung des Ziels alternativlos ist. Aber
grundsätzlich gehen die Vorlagen mit dieser
Intention in die richtige Richtung und schaf-
fen sowohl öffentlich als auch politisch Ver-
ständnis dafür, dass die Unterziele dem
Thema zugeordnet sind.

Die Unterstützung der energieintensiven
Industrien ist, wie gesagt, ein anderer Punkt.
Denn hier geht es nicht um CO2-Reduktion,
sondern es geht darum, die Belastungen, die
auf diesen Teil der Wirtschaft durch die
Energiewende zukommen, zu kompensieren,
damit die Unternehmen ihre Wettbewerbsfä-
higkeit erhalten. Das Ziel teilen wir uneinge-
schränkt, wobei wir darauf hinweisen möch-
ten, dass die Steuer- und Abgabenlast in
Deutschland im Vergleich zu anderen Län-
dern besonders hoch ist und für die energie-
intensiven Industrien jetzt sicherlich noch
weiter steigen wird.

Wenn ich die Darlegungen zu Ihrem Mo-
dell richtig verstanden habe, glaube ich, dass
damit ein großer Schritt in die Richtung ge-
macht wird, die CO2-Bilanz und die Finanzie-
rung miteinander in Verbindung zu bringen.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Vielen Dank an die Damen
und Herren Sachverständigen für Ihre schrift-
lichen Stellungnahmen und dafür, dass Sie
sich heute Zeit genommen haben. Denn es
geht um ein sehr wichtiges Thema: Wie fi-
nanzieren wir aus öffentlichen Geldern die

Energiewende, und wie soll der Energie- und
Klimafonds ausgestaltet sein?

Meine Fragen richten sich an Damian Lu-
dewig. Der Energie- und Klimafonds hat
hehre Ziele, nämlich erneuerbare Energien
zu fördern und den Klimaschutz voranzutrei-
ben. Meine erste Frage lautet: Wird er ange-
sichts der bisherigen Einnahmen und der
geplanten Ausgaben den Anforderungen
gerecht werden können?

Die zweite Frage ist: Welche Möglichkei-
ten sehen Sie, um die Einnahmen für den
Fonds dauerhaft zu sichern und gegebe-
nenfalls zu steigern?

Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
e. V.): Zu Ihrer ersten Frage, ob der Energie-
und Klimafonds den Anforderungen gerecht
werden kann: Aus unserer Sicht kann der
Energie- und Klimafonds sinnvoll sein, wenn
er drei Kriterien bzw. zumindest einigen die-
ser Kriterien genügt:

Das erste Kriterium wäre, dass die Förde-
rung von Energieeffizienz und erneuerbaren
Energien mit dem Energie- und Klimafonds
tatsächlich höher ist als ohne den Fonds.
Das ist zumindest bisher noch nicht abseh-
bar. Wenn man die Zahlen mit denen von
2009 vergleicht, stellt man fest, dass für den
Klimaschutz, die Energieeffizienz oder die
erneuerbaren Energien nicht wirklich mehr
Geld zur Verfügung gestellt wird. Vielmehr
findet eher ein Umschichten vom Haushalt
zum Fonds statt. Aber wenn das anders aus-
gestaltet und das Kriterium erfüllt wäre, wäre
das ein Grund, warum wir den Fonds begrü-
ßen würden.

Das zweite Kriterium wäre, dass der
Fonds die bisherige Förderung verstetigt und
dadurch zu mehr Verlässlichkeit führt. Das
haben verschiedene Kollegen hier schon
angesprochen. Auch das sehen wir bisher
noch nicht als gegeben an, gerade vor dem
Hintergrund, dass zusätzliche mögliche För-
dertatbestände mit aufgenommen werden,
die Mittel aber nicht ausreichen werden, um
die Förderung im erforderlichen Umfang
abzudecken; auch das haben verschiedene
Vorrednerinnen und Vorredner schon aus-
geführt. Das führt natürlich erst einmal zu
einer Unsicherheit, vor allem gemeinsam mit
der geplanten Änderung, dass man beim
Zweck aus der Soll- eine Kannbestimmung
macht. Dann ist natürlich noch wesentlich
unklarer als bisher, wofür tatsächlich Geld
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ausgegeben wird. Allein die Tatsache, dass
man den Fonds jetzt schon wieder über-
arbeitet, zeugt nicht von stabilen Rahmen-
bedingungen, sondern zeigt vielmehr, dass
es sich bisher nicht um eine verlässliche
Finanzierung handelt. Insofern ist nach unse-
rer Einschätzung das zweite Kriterium bisher
nicht erfüllt.

Das dritte Kriterium bezieht sich darauf,
ob es durch den Energie- und Klimafonds zu
einer verstärkten Erschließung innovativer
Finanzquellen kommt, die bereits auf der
Einnahmeseite einen Beitrag zur Energieeffi-
zienz leisten oder zur Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit erneuerbarer Energien
führen. Die Struktur des Fonds ist insofern
entsprechend angelegt, als die Sonderzah-
lungen und auch die Gelder aus dem Emis-
sionshandel dort hineinfließen sollen. Bisher
ist aber noch nicht absehbar, dass zusätzli-
che Mittel in den Fonds fließen werden. Es
handelt sich eher um eine Umschichtung von
Mitteln, die sonst in den Haushalt geflossen
wären, jetzt aber in den Fonds fließen.

Das ist die Überleitung zu der Frage, wie
man die notwendigen Einnahmen sicherstel-
len könnte. Hierzu ließe sich einiges sagen;
ich nenne nur das Stichwort „Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen“. Laut Umweltbun-
desamt umfasst dieser Bereich allein in
Deutschland eine Größenordnung von
48 Milliarden Euro pro Jahr. Hier ist potenzi-
ell eine Menge zu holen, was sowohl die
Einnahmelage des Bundes verbessern als
auch bisherige Blockaden für Energieeffizi-
enz und erneuerbare Energien auflösen
würde.

Ich komme konkret zum Punkt Dienst-
und Firmenwagenbesteuerung; hierzu kann
ich später noch genauer ausführen. Es gibt
einen neuen Fördertatbestand im Bereich
Elektromobilität. Hier will man Extrasubventi-
onen machen - auch im Rahmen der Dienst-
wagenbesteuerung -, die den Haushalt be-
lasten. Wenn man diesen Bereich stattdes-
sen grundlegend reformieren würde, wie es
in vielen anderen Ländern - beispielsweise
Großbritannien - bereits geschehen ist, und
nach CO2-Ausstoß staffeln würde, dann
würde das zu einer Besserstellung der Elek-
tromobilität führen.

Darüber hinaus würden wir so finanzielle
Anreize für einen verbrauchsarmen Kraft-
fahrzeugpark schaffen. Diese Anreize brau-
chen wir, weil mit der Elektromobilität allein
die Klimaziele im Automobilbereich nicht

erreicht werden können. Die grundlegende
Reform der Dienstwagenbesteuerung wäre
eine Möglichkeit, um sowohl Mehreinnahmen
zu erzielen als auch die Anreize entspre-
chend zu verbessern.

Wir sehen darüber hinaus verschiedene
andere Möglichkeiten, um die Einnahmesitu-
ation zu verbessern.

Volkmar Klein (CDU/CSU): Insgesamt
habe ich den Eindruck, dass zu dem Ge-
samtkonzept eher positive Stellungnahmen
vorliegen. Ich möchte Herrn Reck und Herrn
Professor Wagner nach dem Ausgabenblock
Elektromobilität befragen.

Herr Professor Wagner, Sie haben in Ih-
rer knappen Stellungnahme unter Punkt drei
geschrieben: „grundsätzlich sinnvoll“. Ich
habe aber den Eindruck, dass die Punkte
vier und fünf diese Aussage ein wenig kon-
terkarieren und Sie vielleicht eher in Zweifel
ziehen, ob es richtig ist, an dieser Stelle so
viel Geld auszugeben.

Herr Reck, Sie haben ebenfalls einiges
zum Thema Elektromobilität gesagt. Darum
wäre ich dankbar für Ihre Einschätzung zur
Frage, ob es sinnvoll ist, an dieser Stelle
einen Industriezweig in Deutschland derart
stark zu unterstützen, der an sich bereits
sehr stark ist. Ist das die effizienteste Ver-
wendung für die im Fonds zur Verfügung
stehenden Mittel?

Sachverständiger Prof. Dr.-Ing. Ulrich
Wagner (Deutsches Zentrum für Luft- und
Raumfahrt e. V.): Ich habe in meinem knap-
pen Statement eine Chancen-Risiko-Analyse
bei der Einrichtung dieses Fonds für die Ein-
nahmeseite und auch für die Ausgabenseite
zugrunde gelegt.

Auf der Einnahmeseite basiert die Kalku-
lation auf einem hoffentlich geringen Risiko,
nämlich den Einnahmen aus CO2-Zertifika-
ten. Dabei gibt es ein Mengen- und Preisri-
siko. Man kann sich darüber unterhalten, ob
man das im Sinne des Vertrauensschutzes
und der Kontinuität - die schon einige Male
angesprochen wurde - nach unten abfedern
muss, sodass hier die Mittel langfristig kalku-
lierbar vorhanden sind.

Auf der Ausgabenseite - mit den drei Blö-
cken Elektromobilität, altes Energie- und
Klimafondsprogramm und Zuschüsse - sehe
ich eine Chance im Bereich der Elektromobi-
lität. Ich sehe eine Chance bei der Bünde-
lung der Mittel, weil dadurch eine For-
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schungs- und Förderungspolitik aus einem
Guss möglich wird. Im Moment sind die Mittel
über eine Reihe von Ressorts verstreut. Zwar
laufen einige ganz interessante Projekte; mit
der vorgesehenen Bündelung aber hat man
die Möglichkeit, ein ressortübergreifendes
Gesamtkonzept mit einem hoffentlich trans-
parenten Verfahren zu entwickeln.

Ich rede natürlich sehr stark für die For-
schung, um Forschungsmittel zu erschließen.
Bei diesem Thema ist für mich ein gewisses
Durchhaltevermögen ganz wesentlich. Das
sage ich auch aus meiner jahrzehntelangen
Erfahrung zum Themenbereich Elektromobi-
lität. Im Moment ist das Thema en vogue und
in der Öffentlichkeit sehr präsent. Entschei-
dend ist, dass die Mittel auch dann noch
verfügbar sind, wenn das Thema in der Öf-
fentlichkeit nicht mehr derart präsent ist. Im
Gegensatz zu einigen meiner Vorredner bin
ich der Überzeugung, dass wir diese Tech-
nologie brauchen. Sie ist ein ganz wichtiger
Schlüssel zur Lösung unserer Energie- und
Ressourcenprobleme im Bereich Verkehr.

Mein Kommentar zu den anderen Pro-
grammen - wir sollten das im Gesamtkontext
sehen - fällt ähnlich aus wie der zur Elektro-
mobilität. Die Abgrenzung zu den Ressortzu-
ständigkeiten der einzelnen Häuser hat sich
mir noch nicht so ganz erschlossen. Auch bei
den Förderprogrammen, die an anderen
Stellen laufen, ist es sehr wichtig, schnell und
klar zu kommunizieren, wer für welche Berei-
che zuständig ist.

Im Hinblick auf die Zuschüsse - bei denen
es jetzt um sehr große Beträge bis zu
500 Millionen Euro jährlich geht - bin ich sehr
skeptisch, weil es sich um einen nennens-
werten Anteil handelt, die Spielregeln für die
Vergabe dieser Zuschüsse nicht ganz klar
sind und die Verwendung in dieser Weise
meines Erachtens nicht dem entspricht, was
man beim Thema Energie und Klimaschutz
als erste Priorität nennen würde.

Die Elektromobilität ist ein Kernthema.
Dass Mittel dafür in diesem Fonds vorgese-
hen sind, bedeutet eine echte Chance.

Sachverständiger Hans-Joachim Reck
(Verband kommunaler Unternehmen e. V.):
Bevor ich auf die Frage von Herrn Klein zur
Elektromobilität eingehen möchte, erlauben
Sie mir bitte eine grundsätzliche Vorbemer-
kung: Ich vertrete die deutsche Kommunal-
wirtschaft, die ganz wesentlich den von Ihnen
in diesen Tagen zu beschließenden Ausstieg

und damit den Transformationsprozess mit-
tragen und mitgestalten muss.

Wir haben uns bereits im letzten Jahr
sehr positiv zur Bildung des Fonds geäußert,
weil die Idee völlig richtig ist, gewissermaßen
das, was an Sondereinnahmen aus der
Branche kommt, zu bündeln und diesem
Transformationsprozess wieder zur Verfü-
gung zu stellen. Ich möchte nachdrücklich
unterstreichen, was Frau Dr. Wörlen und
Herr Dr. Matthes gesagt haben: Es muss
verstetigt, es muss priorisiert werden. Da-
hinter darf nicht nur eine einmalige gesetz-
geberische Maßnahme in diesem Jahr ste-
hen, sondern es muss zu einer Verstetigung
und einer Begleitung - das liegt in der Natur
der Sache - durch den Deutschen Bundestag
und Sie kommen.

Wir haben die Zahlen einmal hochge-
rechnet, bezogen auf den Zeitraum ab dem
Jahr 2013. Dabei kommen wir auf ein Maxi-
malbudget von 3,8 Milliarden Euro; das ist
schon höher als die Summe, die gerade ge-
nannt wurde. Wenn Sie zu den Maßnahmen
zur Gebäudesanierung in Höhe von 1,5 Mil-
liarden Euro die Strompreiskompensationen -
das ist ein marktregulatorisches Instrument -
addieren, sind Sie schon bei 2 Milliarden
Euro und, wenn man noch die E-Mobility
brutto dazurechnet, schließlich bei
3 Milliarden Euro. Da sehen Sie sehr schnell
das Ende der Fahnenstange.

Ich muss Ihnen sagen - das meine ich
sehr ernst -: Wenn jetzt im großen Konsens -
was für unser Land und unsere weitere de-
mokratische Entwicklung wichtig ist - der
Atomausstieg beschlossen wird, dann muss
dieser Ausstieg auch gelingen. Er muss des-
halb gelingen, weil es um den Industrie-
standort Deutschland geht. Sie werden - das
sage ich Ihnen jetzt schon voraus - mit
3,8 Milliarden Euro nicht auskommen. Diese
Zahl könnten Sie verdoppeln, und ich würde
immer noch skeptisch hier sitzen und fragen:
Gelingt das? - So weit meine grundsätzliche
Vorbemerkung.

Sie wollen die E-Mobility in den Fonds
hineinnehmen, was sinnvoll ist; denn hierbei
handelt es sich um ein hochinnovatives Ele-
ment.

Was der Energiewirtschaft - jedenfalls
soweit ich sie vertrete - unter den Nägeln
brennt, ist die Chance, über entsprechende
flankierende Maßnahmen die Oligopoli-
sierung bei der Stromproduktion ein Stück
weit zu durchbrechen und zu Chancenge-



Haushaltsausschuss 15
[58. Sitzung am 27. Juni 2011]

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

rechtigkeit bei der Energieproduktion durch
mehr dezentrale Stromerzeugung, insbeson-
dere KWK, zu kommen.

Die Einzelforderungen, die wir schon im
letzten Herbst - auch auf Anforderung des
Bundeswirtschaftsministeriums - aufgelistet
haben, haben wir nicht aus Jux und Tollerei
zusammengestellt, sondern um überhaupt
einmal Fleisch an den Knochen zu legen und
aufzuzeigen, wohin denn die Reise gehen
soll. Oberste Priorität hat für uns - insbeson-
dere bei nicht effizienten Anlagen -, den Start
hinzubekommen.

Wir können nicht alle notwendigen Aus-
gaben - das als grundsätzliche Bemerkung
an Sie als Haushälter gesagt - auf die Preise
umlegen, sei es im Rahmen des Gesamt-
systems oder über die Netzregulierung. Vie-
les von dem Umbau - Smart Grid etc. - er-
folgt ja schon, wahrscheinlich durch eine
Spezifizierung der entsprechenden gesetzli-
chen Bestimmungen, soweit es um die
Überwälzung von Kosten geht. Aber hier
geht es um die originäre, komplementäre
Kofinanzierung von Innovation und - im
energieintensiven Bereich - gewissermaßen
um Marktausgleich und Schaffung von Wett-
bewerb. Das ist eine Mammutaufgabe; das
ist völlig richtig.

Insofern haben wir keine Probleme, wenn
die 1 Milliarde Euro, die in den Etats der ein-
zelnen Ressorts verstreut wurde, nun ge-
bündelt wird. Hier teilen wir die Forderung
der Nationalen Plattform Elektromobilität,
allerdings mit einer Ausnahme, die, glaube
ich, in der 1 Milliarde nicht enthalten ist. Die
Forderung von Herrn Kagermann und ande-
ren, E-Mobility-Autos zu finanzieren - also die
deutsche Automobilindustrie noch zusätzlich
mit einem Geldsegen zu beglücken -, teilen
wir nicht. Die Abwrackprämie war genug, das
muss reichen.

Wir haben jetzt andere Aufgaben, nämlich
den geplanten Umbau sicherzustellen, und
das in einer sehr hohen Geschwindigkeit.
Insofern hoffe ich, dass Sie mir nicht böse
sind, dass ich diesen Teilaspekt zwar er-
wähnt, ihn aber unter das aus meiner Sicht
wesentliche Ganze gestellt habe.

Carsten Schneider (Erfurt) (SPD): Zu-
nächst einmal zu den Einnahmen des Fonds.
Entscheidend ist ja der der CO2-Emissions-
zertifikatspreis. Herr Dr. Rothermel, mich
würde interessieren, wie Sie den Zertifikats-
preis im mittelfristigen Trend - wir reden über

lange Zeiträume, die Sie abgesichert haben
wollen - beurteilen. Ist das Ganze so, wie es
unterlegt ist, real? Was passiert mit dem
Preis bei einer erhofften verstärkten Nutzung
regenerativer Energien?

Die zweite Frage geht an Herrn Dr. Matt-
hes. Wir drehen uns hier ein wenig im Kreis.
Professor Wagner hat gesagt: Wir brauchen,
wenn der Zertifikatspreis zu niedrig ist, eine
Abgleitklausel in Richtung auf den Bundes-
haushalt, damit von dort gegebenenfalls eine
Gegenfinanzierung erfolgt. - Ich frage mich
ernsthaft: Warum brauchen wir dann über-
haupt den Fonds? Die Mittel reichen ja so
oder so nicht; das hat Herr Reck gerade
aufgezeigt. Wenn die Förderprogramme - ob
sie nun sachfremd sind oder auch nicht -
schließlich doch vom Bundeshaushalt ausfi-
nanziert werden müssen, dann bräuchten wir
den Fonds doch nicht.

Sachverständiger Dr. Jörg Rothermel
(Energieintensive Industrien in Deutschland):
Wohin bewegt sich der Zertifikatspreis, der
letztlich die Höhe der Einnahmen in diesem
Fonds steuert? Wir liegen momentan bei
einem Preis in der Größenordnung zwischen
15 und 16 Euro. Zwischendurch gab es
durch kleine Effekte wie das Moratorium -
ohne dass es auf dem Energiemarkt große
Veränderungen gebracht hätte - einen
Sprung um 2 Euro.

Eine Prognose, wohin sich der Preis be-
wegt, wäre so etwas wie Kaffeesatzleserei.
Das sage ich ganz offen. Zu dieser Frage
gibt es viele Ausarbeitungen und Abschät-
zungen. Die Europäische Kommission hat zu
der Richtlinie ein Impact Assessment durch-
geführt. Dabei wurde seinerzeit von mindes-
tens 30 Euro pro Tonne geredet und dass
der Preis bis auf 57 Euro pro Tonne anstei-
gen könnte oder sollte. Das liegt wesentlich
über dem Niveau, das wir heute beobachten
können.

Welcher Zertifikatspreis sich letztlich tat-
sächlich einstellt, wissen wir auch nicht. Wir
gehen davon aus, dass er sich jedenfalls
deutlich erhöhen wird, weil in der dritten
Handelsperiode - 2013 bis 2020 - die Menge
sehr viel stärker gedeckelt ist als in den ers-
ten beiden Perioden. Insgesamt muss der
Emissionshandelssektor bei den Emissionen
eine Verminderung um 21 Prozent im Ver-
gleich zu 2005 erbringen, was eine erhebli-
che Anstrengung bedeuten wird. Ob das in
dieser Zeit technisch umsetzbar ist, ist offen.
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Sollte das Ganze technisch nicht umsetzbar
sein und es knapp werden, dann kann der
Preis sehr schnell sehr hoch gehen. Ob dann
die angesprochenen 57 Euro das Ende sein
werden, ist offen.

Entsprechend den zu beobachtenden
Preissteigerungen steigt die Belastung der
energieintensiven Industrien bzw. der Strom-
verbraucher an, die diese Kosten voll zu tra-
gen haben.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Ich glaube, dass
die Unsicherheiten bei den Preisen so groß
nicht sind. Sie können schon heute an der
ICE in London für das Jahr 2020 Zertifikate
oder Optionen verkaufen und kaufen. Wenn
der Deutsche Bundestag hedgen dürfte,
könnte er die Einnahmen hedgen. Sie dürfen
das zum Glück nicht - das sage ich jetzt als
Steuerzahler. Es gibt Korridore, in denen
man sich durchaus relativ robust bewegen
kann. Ich glaube auch, dass die 15 Euro, die
im Moment eingeplant sind, eine vergleichs-
weise belastbare Größenordnung darstellen,
auch angesichts der fundamentalen Rah-
mendaten: Öl wird nicht viel billiger etc.

Letztlich handelt es sich um eine Grund-
satzfrage; denn Sie stehen mit dem Instru-
ment „Fonds“ vor einer Art Weichenstellung.
Um es sehr klar zu sagen: Ich halte Elektro-
mobilität für einen ungeheuer wichtigen Bau-
stein der Zukunft, und ich halte die Bünde-
lung von Programmen für ausgesprochen
wichtig. Die Frage ist aber, ob diese Bereiche
an diesen Fonds gebunden werden sollten,
aus dem man in dem Fall eine Art Superin-
strument macht, das alle Probleme löst, oder
ob man diesen Fonds als ein zielgerichtetes
Interventionsinstrument in den Bereichen
benutzt, wo er komparative Vorteile bietet.

Aus erklärlichem Interesse bin ich immer
für die Bereitstellung von Forschungsgeldern.
Die Frage ist, ob man diesen Bereich in den
Fonds hineinpacken will. Das ist eine Grund-
satzfrage. Entweder man macht den Fonds
zu einem Superinstrument - dann muss man
über ganz viele, ganz neue und zusätzliche
Einnahmemöglichkeiten für den Fonds re-
den -, oder man beschränkt ihn auf die Ein-
nahmen aus dem Emissionshandel und eini-
gen kleineren Quellen; hier könnte man zum
Beispiel an die Mehrwertsteuer denken.
Dann müsste man den Fonds zielgerichtet in
Bereichen einsetzen, in denen es ein Ver-
trauensproblem gibt.

Noch gibt es kein Vertrauensproblem in
der Forschung. Wenn man sich allerdings die
letzten Entscheidungen des BMWF zur Um-
setzung der schon zugesagten Fördermittel
bei CCS-Forschung, Sicherheitsforschung
usw. anschaut, dann muss man sagen: Auch
im Bereich der Forschung geht das Ver-
trauen verloren. Wenn ich davon ausgehe,
dass sich dieses Vertrauensproblem im
Moment eher bei den kundennahen Ausga-
beprogrammen stellt, dann würde ich den
Zweck des Fonds wirklich auf diese Bereiche
beschränken und die vorher genannten
Sektoren herauslassen.

Ich glaube, diese Grundsatzentscheidung
muss man treffen. Wenn man den Fonds als
zielgerichtetes, maßgeschneidertes Instru-
ment ansieht, muss man alle nicht adäquaten
Bereiche - von der Forschung über Elektro-
mobilität bis zur Kompensation - herausneh-
men und das Ganze auf die bevölkerungs-
nahen Förderprogramme beschränken. Die
Alternative wäre: Man redet über ganz an-
dere Dimensionen auf der Einnahmeseite,
was ich aus grundsätzlichen Erwägungen
nicht unbedingt für richtig halten würde.

Florian Toncar (FDP): Auch ich habe
eine Frage an Herrn Dr. Rothermel zur Situ-
ation der energieintensiven Industrien in
Deutschland. Ich glaube, dass wir sehr da-
rauf achten müssen, dass wir diese Struktu-
ren erhalten. Deswegen möchte ich Sie da-
rum bitten, uns grundsätzlich zu erläutern, ob
Sie glauben, dass die Maßnahmen, die in
den Entwürfen festgehalten sind, ausrei-
chend sind, um zu gewährleisten, dass es in
Deutschland auch noch in zehn Jahren die
Produktion von energieintensiven Unterneh-
men gibt. Weiterhin möchte ich Sie bitten,
darauf einzugehen, ob der Fonds das richtige
Mittel ist, um das Ganze - wenn man es denn
will - zu fördern.

Sachverständiger Dr. Jörg Rothermel
(Energieintensive Industrien in Deutschland):
Ich beginne mit der zweiten Frage. Ich
glaube, ich bin der Einzige in dieser Runde,
der die Verortung der Zuschüsse für strom-
intensive Unternehmen im Fonds für richtig
hält. Richtig ist sie deswegen, weil eine di-
rekte Verknüpfung mit den Einnahmen er-
folgt. Letztendlich ist die Kompensation
nichts anderes als der Ausgleich der Kosten,
die dadurch entstehen, dass für die Stromer-
zeugung komplett CO2-Emissionen hinzuge-
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kauft werden müssen. Ob sie auktioniert
werden oder am Markt zugekauft werden,
spielt dabei keine Rolle. Es gibt keine kos-
tenlose Zuteilung mehr. Insofern entstehen
durch den Zukauf der Zertifikate Kosten.
Genau dieses Geld wird letztendlich als Ein-
nahme in den Fonds eingespeist.

Auf der anderen Seite werden die Kosten,
die im Rahmen der Stromerzeugung entste-
hen, eins zu eins auf die Strompreise aufge-
schlagen und tauchen dann bei den Ver-
brauchern - insbesondere bei den energie-
intensiven Verbrauchern - wieder auf. Wenn
man die Kompensation in dem Fonds veror-
tet, macht man nichts anderes als ein Recyc-
ling: Man nimmt den stromintensiven Indus-
trien zunächst etwas weg und gibt es ihnen
dann wieder zurück. Insofern ist die Veror-
tung im Fonds schon richtig.

Wir hätten uns seinerzeit innerhalb der
europäischen Richtlinie durchaus ein ande-
res System gewünscht. Das war damals
nicht durchsetzbar. Heute bestünde vielleicht
eine andere Basis. Im Wärmebereich ist ge-
nau das passiert, was wir seinerzeit gefordert
hatten, dass man nämlich im System geblie-
ben ist. Dann hätten wir diese Diskussion
heute gar nicht. Allerdings wären dann nicht
die entsprechenden Einnahmen in den
Fonds geflossen. Auch das muss man se-
hen.

Reichen die Maßnahmen in diesem Ge-
setzentwurf aus? Insgesamt gesehen sind
wir an vielen Stellen im Energiepaket - ob es
das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder das
Energiewirtschaftsgesetz ist - noch bei der
Arbeit, um zumindest die Entlastungsmaß-
nahmen zu erhalten, die in den deutschen
Gesetzen heute vorgesehen sind. Wir hoffen,
dass wir zumindest auf dem bisherigen
Stand verbleiben können und dass es nicht
zu zusätzlichen Verschärfungen kommt, die
wiederum die Kosten nach oben treiben.

In diesem Gesetz ist ganz konkret ein
Volumen von 500 Millionen Euro als Kom-
pensationen vorgesehen. Die Koalitionspar-
teien haben sich schon im Koalitionsvertrag
und sie bzw. die Bundesregierung haben
sich auch im Energiekonzept eindeutig dazu
bekannt, solche Kompensationen zu zahlen.
Bislang war nur nicht klar, woher das Geld
kommen sollte. Jetzt aber hat die Bundesre-
gierung Eckpunkte vorgelegt, wie ein solches
Kompensationssystem aussehen könnte.

Wenn ich von diesen Eckpunkten aus-
gehe und berechne, wie viel Kompensations-

volumen erforderlich wäre, dann komme ich
bereits bei den heutigen 15 Euro pro Tonne
CO2 auf ein Kompensationsvolumen, das in
der Größenordnung von 800 Millionen Euro
liegt, und das bei einer sehr konservativen
Abschätzung, wer überhaupt eine Kompen-
sation bekommt.

Hier gibt es noch viele offene Stellen. Es
ist noch gar nicht klar, wer eine Kompensa-
tion bekommt und in welcher Höhe sie ge-
zahlt wird. Bei einer konservativen Rechnung
kommt man schon heute, wie gesagt, auf
einen Bedarf von 800 Millionen Euro; damit
würde man das Volumen von 500 Millionen
Euro überschreiten.

Das Ganze atmet natürlich mit den zu-
künftigen Zertifikatspreisen. Wenn wir gerin-
gere Zertifikatspreise hätten - ich würde mich
freuen, wenn das eintreten würde, was Herr
Matthes gesagt hat -, dann bräuchten wir
entsprechend weniger Geld. Bei entspre-
chender Steigerung der Zertifikatskosten auf
30 oder 40 Euro bräuchten wir natürlich das
Doppelte oder Dreifache. Wir bräuchten in-
sofern ein atmendes System, um sämtliche
Möglichkeiten abzudecken.

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):
Meine beiden Fragen gehen an Frau
Dr. Wörlen. Bei der ersten Frage geht es um
die Finanzierung der internationalen Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Klimaschut-
zes. Hier würde mich interessieren: Sehen
Sie gewährleistet, dass - gerade im Hinblick
auf Kopenhagen und Cancún - die Transfer-
zahlungen vom Norden in den Süden erfol-
gen können?

Die zweite Frage bezieht sich auf ener-
gieintensive Unternehmen. Hier sind Zu-
schüsse in Höhe von 500 Millionen Euro
geplant. Sehen Sie das als Zweck des
Fonds? Sollte man die Gelder dafür nicht
woanders hernehmen? Sollte man so etwas
überhaupt finanzieren?

Sachverständige Dr. Christine Wörlen
(Arepo Consult): Zunächst zur internationa-
len Klimafinanzierung: Im Wirtschaftsplan
2011 stehen für diesen Zweck 35 Millionen
Euro bereit. Dieser Titel wird wiederum er-
gänzt durch den Einzelplan des BMU. Aller-
dings sind die Größenordnungen, über die
wir in dem Bereich reden müssen, um eini-
ges größer. Wie bereits erwähnt worden ist,
wurde in Kopenhagen und Cancún verankert,
dass in 2020 insgesamt 100 Milliarden Dol-
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lar - jährlich - von den sogenannten Annex-II-
Staaten zu zahlen sind, unter anderem von
der Bundesrepublik.

Bei der Klimarahmenkonvention gibt es
derzeit eine Unterteilung im Hinblick auf die
Zahler und die Zahlungsempfänger. Diese
Aufteilung entspricht nicht dem UN-Schlüs-
sel. Wenn man annehmen würde, dass sich
diese Aufteilung bis 2020 vielleicht verändert,
und man dabei sehr konservativ den UN-
Schlüssel ansetzen würde, dann käme man
zu dem Ergebnis, dass auf Deutschland
8,6 Prozent dieser Leistung zukommen wür-
den, das heißt, von den 100 Milliarden Dollar
entfielen auf Deutschland 8,6 Milliarden Dol-
lar.

Weiterhin wurde vereinbart, dass bereits
jetzt 30 Milliarden Dollar zur Verfügung ge-
stellt werden und bis 2020 eine stufenweise
Anhebung erfolgen soll. Das heißt, wir sollten
bereits jetzt Sorge dafür tragen, dass wir
2,86 Milliarden Dollar zur Verfügung stellen
können. Wenn wir nun noch die sehr ele-
gante Hebelwirkung der deutschen Entwick-
lungshilfe dazurechnen - wir haben hier ele-
gante Mechanismen gefunden - und diese
auf eins zu fünf schätzen, dann kommen wir
auf folgendes Ergebnis: Wir müssten für die
Periode von 2010 bis 2012 ungefähr 600
Millionen Dollar bereitstellen, also 400 Millio-
nen Euro. Wenn ich für 2011 die Zahl von 35
Millionen Euro sehe und für 2012 - noch
unter Sperrvermerk - 30 Millionen Euro, dann
muss ich sagen: Das sind eindeutig weniger
als 600 Millionen Euro.

In diesem Zusammenhang muss ich auf
internationale Verpflichtungen hinweisen, die
auf uns zukommen. Das wird aber, wie be-
reits gesagt, über den Bundeshaushalt und
den Sonderfonds zu lösen sein, wobei mir
die Verteilung noch nicht klar ist. Es handelt
sich aber um eine große Ausgabe, zu der wir
unseren Beitrag leisten wollen, wenn wir
international auf der Ebene des Klimaschut-
zes etwas reißen wollen. Das ist absolut
notwendig, vor allem wenn Sie bedenken,
dass von Deutschland nur 4 Prozent der
globalen Emissionen ausgehen. Das heißt:
Wenn die anderen Länder nicht mitziehen, ist
das globale Klima nicht gerettet, auch wenn
wir uns noch so sehr anstrengen.

Zur zweiten Frage, der nach der stromin-
tensiven Industrie: Es gibt noch andere Ent-
lastungen für die Industrie im Bereich des
Stromverbrauchs; hier darf ich auf die privile-
gierten Verbräuche bei der EEG-Umlage

aufmerksam machen. Bereits in 2011 sind
diese Privilegierungen auf etwa 2 Milliarden
Euro beziffert worden.

Des Weiteren gibt es Entlastungen bei
der Energie- und Stromsteuer; allein die
Entlastungen über den Spitzenausgleich bei
der Stromsteuer betrugen im Jahr 2009
1,8 Milliarden Euro.

Im Vergleich dazu sind die 500 Millionen
Euro, die jetzt eingestellt wurden, eher be-
scheiden. Ob die Bereitstellung dieses Be-
trags aus dem Sondervermögen notwendig
ist, kann ich nicht einschätzen. Ich muss aber
darauf aufmerksam machen, dass es auch
andere Leute gibt, die unter den Strompreis-
erhöhungen leiden, zum Beispiel Empfänger
von Transferzahlungen im Rahmen unseres
Sozialsystems. Den Betroffenen muss erst
einmal mithilfe von Kampagnen und Aufklä-
rungsarbeit klargemacht werden, warum es
überhaupt notwendig ist, Strom zu sparen,
und wie die Stromrechnung am Ende des
Monats trotz steigender Preise gleich hoch
bleiben kann, indem man Strom spart. Unter
Umständen müssen wir aufpassen, dass wir
hier nicht in eine Situation geraten, die im
internationalen Bereich als Energy Poverty
bekannt ist: Menschen können es sich ein-
fach nicht mehr leisten, zum Beispiel ihre
Haare zu föhnen, weil sie ihre Stromrech-
nung nicht mehr zahlen können. Ich denke,
hier können viele jammern; ich möchte nicht
sagen, dass das nicht berechtigt ist. Ich bin
froh, dass ich mir meine Stromrechnung
noch leisten kann.

Priska Hinz (Herborn) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an Herrn
Ludewig. Zum einen hätte ich gerne Ihre
Bewertung zu den geplanten Zuschüssen für
stromintensive Unternehmen. Ich. Es sieht so
aus, als seien das tatsächlich zusätzliche
Zuschüsse neben den eh schon vorhande-
nen Entlastungen. Mir ist immer noch nicht
klar, inwiefern solche zusätzlichen Zu-
schüsse zur Energiewende und zu einem
besseren Klimaschutz beitragen sollen.

Zum Zweiten: Sie haben von innovativen
Einnahmequellen gesprochen. Bei der Kern-
brennstoffsteuer, die etwas Innovatives ist,
bricht uns schon jetzt ein Teil der Einnahmen
weg. Wie müsste die Kernbrennstoffsteuer
aus Ihrer Sicht strukturiert und gestaltet sein,
damit sie weiterhin eine Einnahmequelle im
Hinblick auf die Finanzierung von Klima-
schutzmaßnahmen darstellt?
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Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
e. V.): Zur ersten Frage. Entlastungen für die
stromintensive Industrie leisten sicherlich
keinen Beitrag zur Energiewende oder zum
Klimaschutz, sondern lassen sich, wenn
überhaupt, nur damit begründen, dass man
mögliche Verlagerungseffekte vermeiden
möchte. Dazu muss man grundsätzlich sa-
gen, dass Strompreise nur einen Faktor von
vielen Faktoren bei der Standortentschei-
dung darstellen. Weitere Faktoren sind die
Arbeitskosten, das Ausbildungsniveau, die
Produktivität, die staatliche Infrastruktur, die
Nähe zu den Absatzmärkten, die Rechtssi-
cherheit usw. Es gibt also bei der Standort-
entscheidung eine ganze Menge von Krite-
rien; die Stromkosten sind nur ein Aspekt.
Das heißt, es müsste aus unserer Sicht zu-
nächst einmal belegt werden, dass Strom-
preissteigerungen zu nicht tragbaren Härten
führen. Man kann aus unserer Sicht nicht
allein aufgrund bloßer Befürchtungen zusätz-
liche Subventionen geben.

Bei der Frage, ob es tatsächlich zu
Strompreissteigerungen kommt, kann man
vor allem über zwei mögliche Ursachen von
Preissteigerungen diskutieren: erstens die
Vollversteigerung im Bereich des Emissions-
handels ab 2013. Es ist noch ungewiss, ob
dies zu einer Preissteigerung führt; denn
verschiedene Untersuchungen zeigen, dass
die bisher kostenlos zugeteilten Zertifikate
von den Stromanbietern weitgehend einge-
preist worden sind. Da wird es sicherlich
gewisse Erhöhungseffekte geben; aber wie
sie genau ausfallen, weiß man noch nicht.

Zweite Ursache - darum müsste es beim
aktuellen Anlass eigentlich gehen - wäre der
beschleunigte Atomausstieg. Man weiß noch
nicht, inwieweit der beschleunigte Atom-
mausstieg zu höheren Strompreisen führt;
aber voraussichtlich wird es, wenn über-
haupt, zu einem kurzfristigen und moderaten
Strompreisanstieg kommen, der sich im Be-
reich von 0,5 bis 0,8 Cent pro Kilowattstunde
bewegt und damit deutlich geringer als die
marktüblichen Schwankungen ausfällt, die
ohnehin auftreten. Angesichts des Anstiegs
der Strompreise seit 2008 finden wir keinen
Beleg dafür, dass tatsächlich zusätzliche
Kompensationen notwendig sein werden.

Frau Dr. Wörlen hat schon darauf hinge-
wiesen: Es gibt bereits heute zahlreiche
Vorteile für die stromintensive Industrie. Die
CO2-Emissionszertifikate für energie-

und/oder exportintensive Sektoren werden im
Rahmen des Emissionshandels auch nach
2012 größtenteils kostenlos zugeteilt; hier
werden die entsprechenden Sektoren ge-
genüber anderen begünstigt. Es gibt Ver-
günstigungen bei der EEG-Umlage. Es ist
sogar eher so, dass die stromintensiven In-
dustrien durch Merit-Order-Effekte vom EEG
profitieren, während sie von den Belastungen
durch das EEG zu großen Teilen befreit sind.
Es gibt Vergünstigungen bei der KWK-Um-
lage, geringere Konzessionsabgaben, gerin-
gere Netzentgelte und im Bereich der Ener-
gie- und Stromsteuer zahlreiche Ausnahmen,
Befreiungen etc. Insofern haben wir heute in
diesem Bereich die Situation, dass den Ver-
ursachern nicht die entsprechenden Kosten
des CO2-Ausstoßes angelastet werden. Da-
raus ergeben sich Fehlanreize; es gibt gerin-
gere Anreize zur Effizienzsteigerung. Damit
kommen gewisse Innovationen gegebenen-
falls nicht zum Tragen, die sonst zum Tragen
kämen. Natürlich kommt es auch zu einer
Wettbewerbsverzerrung gegenüber anderen
Industrien, die energieeffizienter agieren.

Insofern sage ich zusammenfassend:
Wenn überhaupt Entschädigungen gezahlt
werden sollten - das ist aus unserer Sicht mit
einem sehr großen Fragezeichen zu verse-
hen; man bräuchte entsprechende Belege
dafür, dass das notwendig ist -, dann sollte
dies zielgerichtet geschehen. Es sollte keine
pauschalen Entschädigungen für alle Unter-
nehmen eines bestimmten Sektors geben.
Wenn Entschädigungen gezahlt werden,
dann sollte nicht einfach ein Blankoscheck
ausgestellt werden, sondern dafür gesorgt
werden, dass die Mittel ganz gezielt zum
Beispiel für Maßnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz genutzt werden; wir könnten
uns vorstellen, dass man gegebenenfalls
bestimmte effizienzsteigernde Maßnahmen
unterstützt. Die Entschädigungen sollten,
wenn sie überhaupt gezahlt werden, auf
keinen Fall aus den Mitteln des Energie- und
Klimafonds bzw. den Erträgen aus dem
Emissionshandel finanziert werden. Wir hal-
ten es nicht für angebracht, dass man Sub-
ventionen für die energieintensive Industrie
mit Einnahmen aus dem Emissionshandel
finanziert. Eine Entnahme der Mittel aus dem
Energie- und Klimafonds würde auch die
Möglichkeiten schmälern, diese Mittel an-
derweitig zu verwenden, obwohl, wie wir
heute schon gesehen haben, dringender
Bedarf bestünde, beispielsweise bei der Ge-
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bäudesanierung, aber auch in anderen Be-
reichen.

Ich möchte nun etwas zur Kernbrenn-
stoffsteuer sagen. Diese Steuer ist eine mög-
liche Einnahmequelle, die genutzt werden
kann, um die Mittel aufzustocken. Es gab in
der Vergangenheit und es gibt nach wie vor
zahlreiche finanzielle Vorteile für die Atom-
kraftwerksbetreiber durch staatliche Rege-
lungen oder Nichtregelungen. Die Bundesre-
gierung wollte im Herbst zwei Vorteile ab-
schaffen bzw. zumindest einen Teil der ent-
sprechenden Mittel abschöpfen. Dies betraf
zum einen die Windfall-Profits der Atom-
kraftwerksbetreiber aus dem Emissionshan-
del, zum anderen die Kosten der Asse-Sa-
nierung, die den Betreibern in Rechnung
gestellt werden sollten. Das Ziel, die entspre-
chenden Mittel abzuschöpfen, wäre nach den
Planungen der Bundesregierung vom letzten
Herbst ungefähr zur Hälfte erreicht worden:
Von den Vorteilen in Höhe von 60 Milliarden
Euro aus den beiden genannten Quellen
wären nach den Berechnungen der Bundes-
regierung ungefähr 30 Milliarden Euro abge-
schöpft worden. Das heißt, man hätte die
Mittel zwar nicht vollständig abgeschöpft,
aber immerhin zur Hälfte.

Jetzt, nach dem neuen Ausstiegsszena-
rio, sind die Windfall-Profits aus dem Emissi-
onshandel natürlich geringer, weil die Lauf-
zeiten kürzer sind. Allerdings fallen auch die
Sonderzahlungen komplett weg. Die Ein-
nahmen aus der Kernbrennstoffsteuer wer-
den ebenfalls geringer sein. Das bedeutet im
Saldo: Von den Mitteln, die sich aus den
Vorteilen in den zwei genannten Bereichen
ergeben, werden nach den aktuellen Plänen
ungefähr 30 Prozent statt der bisher vorge-
sehenen 50 Prozent abgeschöpft. Das heißt,
die Bundesregierung würde, wenn sie das so
umsetzt, weit hinter das ursprüngliche Ziel
zurückfallen.

Wir schlagen deswegen zum einen vor,
die bestehende Kernbrennstoffsteuer zu ent-
fristen. Es war für uns schon im Herbst nicht
einleuchtend, warum man die Steuer bis
2016 befristet hat, obwohl die Argumente, die
für die Einführung der Steuer angeführt wor-
den sind, danach gleichermaßen gelten.
Jetzt, in einer Situation, in der die Sonder-
zahlungen wegfallen, die die Einnahmen aus
der Steuer ab 2017 ein Stück weit ersetzen
sollten, stellt sich die Frage noch viel ent-
schiedener, warum die Steuer dann abge-

schafft werden soll. Man sollte also auf jeden
Fall die Steuer entfristen.

Zum Zweiten sollte die Steuer unserer
Meinung nach von 145 Euro auf knapp
300 Euro pro Gramm Kernbrennstoff ange-
hoben werden, um Einnahmen in der Grö-
ßenordnung der finanziellen Vorteile der
Atomkraftwerksbetreiber in den Bereichen
Asse-Sanierung und Windfall-Profits zu er-
zielen, die man ursprünglich abschöpfen
wollte.

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Ich
möchte Herrn Professor Wagner eine Frage
zum Thema Elektromobilität stellen; Kollege
Klein hat vorhin schon nachgefragt. Das ist
ein Thema, das mit viel Euphorie angegan-
gen wird. Euphorie bringt meistens auch
Großzügigkeit mit sich; aber wir Haushälter
müssen ein bisschen darauf achten, dass die
Dinge zusammengehalten werden, dass also
etwas nicht nur deswegen finanziert wird,
weil es schön ist. Deswegen ist meine Frage,
wo Sie die Trennlinie sehen würden: Welche
Forschungsentwicklungsaufgaben müssen
öffentlich finanziert werden, und wo sollte die
Verantwortung der Industrie einsetzen, um
Mitnahmeeffekte zu vermeiden?

Sachverständiger Prof. Dr.-Ing. Ulrich
Wagner (Deutsches Zentrum für Luft- und
Raumfahrt e. V.): Ich hatte vorhin schon ein-
mal kurz erwähnt, dass Kontinuität bei der
Entwicklung der Elektromobilität ein ganz
wichtiger Faktor ist. Wir haben in den letzten
Jahren viele Wissens- und damit auch Geld-
verluste erlitten, weil wir nicht kontinuierlich
an diesem Thema drangeblieben sind. Die
Experten unter Ihnen wissen, dass wir schon
vor 20 Jahren eine aus weltweiter Sicht rela-
tiv weit fortgeschrittene Technologie hatten:
bei der Batterie-, Fahrzeug- und Hybrident-
wicklung usw. Diese Entwicklungen sind aus
dem öffentlichen Blickfeld verschwunden,
weil es kein Interesse und keine Nachfrage
gab. Heute hecheln wir bei diesen Themen
zum Teil hinterher, insbesondere im Bereich
der Elektrochemieforschung, wo wir erst vor
zwei oder drei Jahren wieder aufgewacht
sind und unsere Aktivitäten in diesem Be-
reich Gott sei Dank wieder verstärken.

Die Stärkung der Grundlagenforschung
im universitären und außeruniversitären Be-
reich ist eindeutig eine staatliche Aufgabe;
hier werden ganz dringend weitere Mittel für
die Verstetigung und den weiteren Ausbau
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der entsprechenden Aktivitäten benötigt, und
zwar über eine lange Zeit. Insofern habe ich
schon Hoffnung, dass der Fonds eine
Grundlage dafür bildet; denn er ist an die
Einnahmen aus dem Verkauf der CO2-Emis-
sionszertifikate gekoppelt, also an eine Ein-
nahmequelle, bei der man davon ausgehen
kann, dass sie über lange Zeit bestehen
bleibt, also in gewissem Maße Planungssi-
cherheit verschafft und die Möglichkeit einer
Verstetigung eröffnet.

Die Grundlagenforschung im Bereich der
Fahrzeug- und Batterieentwicklung ist also
aus meiner Sicht eindeutig eine staatliche
Aufgabe, die mit Unterstützung der Industrie
ausgeführt wird; beispielsweise bei der Sys-
tementwicklung und -weiterentwicklung gibt
es schon klare Schnittstellen zur Industrie.
Für mich gibt es bei der Vermarktung der
Technologie einen ganz klaren Cut; ich bin
nicht der Meinung, dass hier eine Subvention
der Fahrzeuge erfolgen sollte. Diese Tech-
nologie kann und muss sich ohne solche
Hilfen durchsetzen. Vor der Markteinführung
muss also mit staatlicher Unterstützung ein
Entwicklungsstand erreicht worden sein, der
eine eigenständige Vermarktung zulässt; das
ist bei dieser Technologie möglich.

Sören Bartol (SPD): Ich habe eine Frage
an Herrn Reck und Herrn Matthes. Ich habe
im Moment den Eindruck, dass Sie alle von
einem idealtypischen Fonds ausgehen, den
wir vielleicht bzw. idealerweise haben könn-
ten. Hier in der Anhörung reden wir aber über
etwas, das so ist, wie es ist. Deswegen frage
ich Sie konkret - nicht vor dem Hintergrund
eines idealtypischen Konstrukts, sondern vor
dem Hintergrund dessen, was wir wirklich
haben -: Ist das, was jetzt vorliegt, wirklich
dazu geeignet, die Schwankungen im Be-
reich der Förderpolitik auszugleichen - das
versprechen sich alle, die die Konstruktion
eines Fonds gut finden -, die politisch be-
gründet sind, nicht damit, dass man es haus-
haltstechnisch nicht anders handhaben
könnte? Ist der Fonds mit dieser Konstruktion
Ihrer Meinung nach wirklich das richtige In-
strument?

Sachverständiger Hans-Joachim Reck
(Verband kommunaler Unternehmen e. V.):
Der Geschäftsführer eines Verbandes muss
vieles können; aber diese Frage muss ich an
Sie zurückgeben. Sie sind Abgeordnete,
Haushaltspolitiker und Finanzpolitiker. Es ist

Ihre Sache, darüber zu entscheiden. Für
mich ist entscheidend, dass wir den Trans-
formationsprozess hinbekommen. Ob die
Bereitstellung der dafür benötigten Mittel
über entsprechende Etatpositionen oder über
ein Sondervermögen des Bundes gewähr-
leistet wird, ist mir, ehrlich gesagt, egal. Ent-
scheidend ist, wie es der Altkanzler zu for-
mulieren pflegte, was hinten rauskommt. Ich
habe allerdings ziemlich deutlich gesagt, was
ich insgesamt von der Finanzausstattung
halte; da mache ich mir, ehrlich gesagt, die
größten Sorgen. Das, was man braucht, um
den Transformationsprozess hinzubekom-
men - egal wie weit er jetzt fortgeschritten
ist -, ist ein Mehrfaches dessen, was im Ent-
wurf steht.

Wir kennen die Systematik des Haus-
haltsrechtes: Es gibt eine mittelfristige Fi-
nanzplanung. Im Hinblick auf das, was ich
jetzt erkenne - die neuen Sachverhalte wur-
den innerhalb weniger Tage aggregiert -,
sage ich hier: Mit den aktuellen Ansätzen für
die Ausstattung des Fonds steuern wir wahr-
scheinlich auf eine klare strukturelle Unterfi-
nanzierung der vor uns liegenden Aufgaben
zu, es sei denn, es wird im Bundesetat für
eine entsprechende Ausweisung gesorgt.
Das sehe ich aber in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung nicht; das geht auch nicht. In-
sofern werden wir hier ein strategisches
Problem im Hinblick auf die haushaltsadä-
quate Priorisierung bekommen.

Ich sage es als Vertreter eines Wirt-
schaftsverbandes einmal anders: Wer A
sagt, muss auch B sagen. Wir können jetzt
nicht den Umbau nach dem Atomgesetz
beschließen - mit den richtigen Szenarien
und einem gestuften Ausstiegsmodell - und
nachher all das, was notwendigerweise flan-
kierend geleistet werden muss, über die
Transfermechanismen der Preis- und
Anreizregulierung - dabei handelt es sich
letzten Endes um Preisbildung - abfedern;
das wird nicht gelingen. Deshalb möchte ich
bei aller positiven Votierung für das System
an sich - ich hatte Verständnis dafür, dass
man die Einnahmen zunächst einmal bündelt
und in ein Sondervermögen überführt, zumal
es im letzten Herbst noch die höheren Ein-
nahmen aus der Brennstoffsteuer gab, so-
dass dies mehr Sinn machte - meine Skepsis
nicht verhehlen; das habe ich deutlich zum
Ausdruck gebracht.
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Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Zunächst meine
Ausgangshypothese: Wir alle wissen, dass
der Finanzierungsbedarf enorm ist. Wir ha-
ben drei Quellen zur Deckung des Finanzie-
rungsbedarfs:

Erstens: normale Marktprozesse. Wir
können einen Großteil der Finanzierung über
Märkte aufbringen. Ich will das noch einmal
deutlich sagen; wir haben schon heute früh
im Wirtschaftsausschuss darüber gespro-
chen. Wir müssen Kraftwerke nicht über den
Bundeshaushalt subventionieren, wenn wir
auch Märkte einrichten können, die die Sub-
ventionierung erledigen. Darüber müssen wir
nachdenken, nicht immer zuerst über die
Einstellung von Budgetmitteln. Teilweise geht
es hier um unbequemere Geschichten. Wenn
solche Marktmechanismen gleich als Plan-
wirtschaft diskreditiert werden, tut man sich
keinen Gefallen.

Zweitens: öffentliche Haushalte. Aus mei-
ner Sicht sollten Dinge wie Grundlagenfor-
schung, Industriepolitik und Kompensationen
für energieintensive Industrien über die öf-
fentlichen Haushalte finanziert werden. Man
kann sich über die Kompensationen streiten;
aber ich bin im Hinblick auf die Festlegung
der entsprechenden Summen völlig ent-
spannt: Die EU wird einen Beihilferahmen
setzen; all die Maßnahmen werden einer
Beihilfekontrolle unterzogen. Dadurch erge-
ben sich Zahlen - auch wir reden mit der DG
Competition -, die nicht im Entferntesten
500 Millionen oder 800 Millionen Euro betra-
gen werden. Hier geht es um gesetzlich ga-
rantierte Anrechte, die über die öffentlichen
Haushalte finanziert werden sollten.

Drittens: die Megaprogramme, die auch
über die öffentlichen Haushalte finanziert
werden sollten. Wir brauchen in Zukunft Rie-
senprogramme für die Gebäudesanierung;
da reden wir in Zukunft nicht über 1,5 oder
3 Milliarden Euro jährlich, sondern über
mehr. Diese Programme sind eine Versiche-
rung dafür, dass die Menschen zukünftig
noch ihre zweite Miete bezahlen können.

Aus meiner Sicht sollten genau zwei Aus-
gabenpositionen über das dritte Element des
Sonderfonds, das das Spezifikum eines er-
höhten Vertrauens - Berechenbarkeit und
Stetigkeit - aufweist, finanziert werden: ers-
tens Ausgaben, mit denen man im internatio-
nalen Raum glaubhaft zeigen kann, dass
man Gelder wie vereinbart bereitstellt - der
internationale Klimaschutz muss da eine

prominente Rolle spielen; hier geht es auch
um Transparenz -, und zweitens gezielte,
verbraucherorientierte Energiesparpro-
gramme, die es in vielen Bereichen gibt und
geben wird, sozial differenziert, innovations-
orientiert etc. Es gibt hier eine Vielzahl von
Dingen, die heute auch im Bereich der natio-
nalen Klimaschutzinitiative umgesetzt wer-
den, aber nicht in den Bereich der KfW-Milli-
ardenprogramme fallen. Diese Maßnahmen
haben jeweils geringere Volumina, lassen
sich aber durchaus zu dem Betrag aufaddie-
ren, über den wir hier sprechen, nämlich
3 Milliarden Euro. Ich stelle einmal die Theo-
rie auf, dass die heute vorhandenen
3 Milliarden Euro längerfristig vorhanden sein
werden. Davon werden mindestens
1 Milliarde Euro in den internationalen Klima-
schutz fließen; die entsprechenden Ausga-
ben werden perspektivisch steigen. Dann
würde ein Betrag in der Größenordnung von
2 Milliarden Euro für gezielte Einsparpro-
gramme zur Verfügung stehen. Wir brauchen
diese Programme; denn die Instrumente zur
Förderung nach dem Gießkannenprinzip sind
in einzelnen Bereichen wichtig. Da ist die
Stetigkeit der Förderung oft wichtiger als die
Förderhöhe. Solche Instrumente spielen im
Bereich der Mini-KWK-Anlagen und bei ähn-
lichen Dingen eine große Rolle.

Man muss eine Theorie entwickeln, in
welchen der drei Körbe wir etwas hineinpa-
cken sollten. Ich glaube, dass eine Pflicht zur
Begründung von Programmen im Rahmen
des Energie- und Klimaschutzfonds, also
eine Art Checkverfahren, geboten wäre; dazu
gehört auch Transparenz. Ich höre die gan-
zen großen Zahlen im Bereich der Elektro-
mobilität. Ich bin ein Zahlenmensch und ver-
suche immer, Zahlen zu verstehen. Versu-
chen Sie einmal, nachzuvollziehen, wie die
Nationale Plattform Elektromobilität auf die
von ihr aufgestellten Zahlen kommt. Ich hätte
gern einmal eine transparente Darstellung
dazu, wie die Forderungen nach Hunderten
Millionen oder gar Milliarden Euro zustande
kommen. Ich weiß nicht, ob es zu Ihren Ge-
pflogenheiten gehört, im Gesetzgebungs-
und Haushaltsaufstellungsprozess eine Art
Checkverfahren durchzuführen: Ist das Pro-
gramm transparent? Ist es geeignet? Hat das
Programm eine Größenordnung, die zum
Fonds passt? Bestehen bei dem Programm
zugleich - häufig ist das so - erhöhte Stetig-
keitsanforderungen?
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Meine Empfehlung für das Gesetz wäre,
von einer Entnahme von Mitteln für Kompen-
sationen und die Förderung der Elektromobi-
lität abzusehen. Das sind, wenn Sie die An-
merkung gestatten, fondsfremde Elemente,
mit deren Aufnahme in den Fonds man Hoff-
nungen erzeugt, die am Ende des Tages
nicht erfüllt werden können. Weil es um Ver-
trauen und Stetigkeit geht, tut man sehr gut
daran, die Ausgabenbereiche des Fonds
eher eng zu fassen und ein klares Verfahren
zu wählen. Wenn Mittel für zielgerichtete
Programme und den internationalen Klima-
schutz bereitgestellt werden, ist das Geld
ziemlich gut ausgegeben.

Otto Fricke (FDP): Herr Reck, ich habe
gerade verstanden, dass 1 Milliarde Euro
eigentlich zu wenig ist, dass es, wie es der
Rheinländer sagen würde, ein Driss ist, der
nichts bringt. Welcher Betrag wäre denn
nach Ihrer Meinung angemessen? Können
Sie das sagen? Dann sagen Sie mir doch
bitte auch gleich, welche Steuern wir erhö-
hen sollen und wie wir damit möglichst nur
diejenigen treffen, die leistungsfähig genug
sind, sie zu zahlen.

(Priska Hinz (Herborn) (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Was heißt denn

„erhöhen“? Ihr wollt doch schon
wieder senken! - Weitere Zurufe)

- Entschuldigung, ihr stellt eure Fragen, ich
stelle meine; ich kommentiere eure Fragen
nicht, ihr nicht meine. Das ist ganz einfach.
Ich habe eine kritische Frage an einen Sach-
verständigen gestellt; das darf man auch
einmal. Ich weiß, dass es inzwischen fast
schon Gotteslästerung ist, wenn man einfach
einmal kritisch fragt. Ich höre, welche Kosten
auf uns zukommen sollen. Wenn ich mich
jedoch recht entsinne, wurde mir vorher im-
mer gesagt - insbesondere von denen, die
gerade bei der Anhörung laut werden -, dass
die Energiewende nichts kostet. Gleichzeitig
höre ich von einem nicht unwesentlichen
Vertreter eines nicht unwesentlichen Ver-
bandes, dass eigentlich alles noch viel mehr
kosten solle. Dann werde ich das doch wohl
fragen dürfen.

Die zweite Frage richtet sich an das Öko-
Institut. Ich kann die Argumentation, dass
man sich fragen muss, was Sinn und Zweck
der Verstetigung ist, welche Wirkung sie
haben soll und was sie für die Effektivität
bedeutet, sehr gut nachvollziehen. Weil ich
glaube, dass es sich eigentlich nur um eine

Diskussion von Lobbyverbänden aller Art
über die Frage handelt, wer am besten was
aus welchem Topf erhält, würde ich gerne
wissen: Mit welcher Begründung ist im Zu-
sammenhang mit dem Energie- und Klima-
fonds ein Verstetigungsanspruch gerechtfer-
tigt - die Verstetigung ist das Grobprodukt
des Fonds -, wenn es ihn bei anderen Auf-
gaben der Daseinsvorsorge des Staates
nicht gibt? Warum soll es zum Beispiel bei
den Mitteln für bestimmte Teile der Energie-
wirtschaft, vor allen Dingen bei den Mitteln
für die Entwicklungshilfe - also bei Mitteln für
das Ausland - eine Verstetigung geben, aber
nicht bei den Mitteln für soziale Maßnahmen
im Inland? Bei den Mitteln für diese sozialen
Maßnahmen gibt es keine Verstetigung; da
ist man immer vom Haushalt abhängig. Es
muss doch einen ethischen Grund geben,
warum ich diese Aufgaben höher bewerte als
die Aufgaben, für die primär der Sozialstaat
zuständig ist.

Sachverständiger Hans-Joachim Reck
(Verband kommunaler Unternehmen e. V.):
Herr Fricke, Sie tun mir mit Ihrer Emotionali-
tät ein bisschen unrecht; denn ich fordere
nicht einfach mit schlanker Hand Milliarden-
beträge. Vielmehr habe ich in meinem Ein-
gangsstatement begründet, warum wahr-
scheinlich ein Betrag von 3,8 Milliarden Euro
notwendig sein wird; ich habe bei meiner
Rechnung sogar, anders als Herr Matthes,
die Zahlen aggregiert und einen Zertifikats-
preis von 17 Euro im Jahr 2013 angenom-
men. Das ist kein „Driss“; denn ich habe mich
als Vertreter eines Verbands im Grunde po-
sitiv zur Einrichtung eines Fonds geäußert.
Die Emotionalität, die gerade mitschwang,
war für mich nicht verständlich,

(Otto Fricke (FDP): Ist sie auch
nicht!)

auch vor dem Hintergrund des hervorragen-
den gestrigen Abends, den Sie bei Anne Will
hatten.

Ich will Ihnen das aber gerne noch einmal
vorrechnen. Ich sehe folgendes Problem:
Wenn man allein die Mittel für die CO2-Ge-
bäudesanierung und die Strompreiskompen-
sation nimmt, kommt man schon auf einen
Betrag von 2 Milliarden Euro. Man kann
Marktausgleichsmechanismen durchaus für
richtig halten. Ich komme gerade aus dem
Saarland und nehme die dort von den
stromintensiven Industrien geäußerten Be-
denken schon ernst. Ich glaube, dass bei den
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Effizienzsteigerungsmaßnahmen im Stahlbe-
reich auch in technologischer Hinsicht das
Ende der Fahnenstange erreicht ist. Das
muss man klar sehen; da kann man nicht
einfach mit schlanker Hand argumentieren.
Wenn es für richtig erachtet wird, Marktaus-
gleichsmechanismen über den Fonds zu
finanzieren, dann ist es auch berechtigt, dass
mein Verband sagt: Ihr müsst zu eurem Wort
stehen. Wir müssen unseren Kraftwerkspark
umrüsten, gerade auch, um eine Flexibilität
im fossilen Bereich zu erreichen. Es hat auch
etwas mit Marktausgleich zu tun, wenn der
Fonds die Förderung des Baus von Kraftwer-
ken mit erfasst. Sie finden in der Stellung-
nahme meines Verbandes eine lange Liste,
die wir auf Grundlage der Anforderungen des
Bundeswirtschaftsministeriums formuliert
haben. Hinzu kommen all die Förderinstru-
mente im Bereich der KWK.

Ich persönlich halte es für absolut redlich,
wie Dr. Matthes hier gerade argumentiert hat.
Es geht gewissermaßen um einen wissen-
schaftlichen Brückenschlag mit dem Ziel,
eine Entflechtung zwischen einer ordnungs-
politisch sinnhaften Schaffung des Fonds
und haushaltspolitischen Maßnahmen, die
man sowieso ergreifen muss, hinzubekom-
men.

Ich habe, als Sie noch nicht hier waren,
gesagt: Sie sind Abgeordnete, Haushaltspo-
litiker und Finanzpolitiker. Es ist Ihre Sache,
darüber zu entscheiden. - Ich sage Ihnen
nur: Die Wirtschaft, vor allen Dingen die
kommunale Wirtschaft, die aufgrund der zu-
nehmenden Dezentralität der Transforma-
tion, also des Umbau des Energieversor-
gungssystems, auch bei Ihnen im Wort steht,
muss flankierende Maßnahmen erhalten, und
zwar dort, wo Preissysteme nicht mehr die
Preise abbilden können. Hier muss es zu
einem Marktausgleich wie auch zu einer In-
novations- und Anreizförderung kommen, um
den Transformationsprozess - er ist existen-
ziell - zu unterstützen.

Das war mein Beitrag; er war so staats-
politisch gefasst, dass auch die FDP ihn ei-
gentlich mittragen könnte.

Otto Fricke (FDP): Ich habe die Frage
nach einer Zahl gestellt.

Sachverständiger Hans-Joachim Reck
(Verband kommunaler Unternehmen e. V.):
Die Zahl habe ich Pi mal Daumen angege-
ben; ich habe hier aggregiert. Ohne den

Kraftwerksumbau zu berücksichtigen, bin ich
schon mit all den Mitteln für weiche Themen,
die im Entwurf enthalten sind, auf einen Be-
trag leicht über 3 Milliarden Euro gekommen.
Dann habe ich mir nur im Stillen überlegt,
was es kostet, was also komplementär hin-
zukommt, wenn - nehmen wir das einmal
an - eine Kapazität von 10 Gigawatt im fos-
silen Bereich umgerüstet und dafür eine In-
vestitionsförderung in Höhe von 15 Prozent
bereitgestellt wird. Da habe ich einfach ge-
sagt: Wahrscheinlich muss es in der mittel-
fristigen Entwicklung zu einer Verdoppelung
des Ansatzes kommen. Ich gebe aber zu,
dass ich hier keine scharfe Summenrech-
nung vorgenommen habe.

Ich habe in meinem Beitrag gesagt, dass
ich den vorgesehen Ansatz als Einstieg in
den Umbau akzeptiere, habe aber darauf
hingewiesen, dass ich es für falsch halte,
aufgrund der Anforderungen des Bundesfi-
nanzministeriums oder eigener Festlegungen
eine Deckelung vorzunehmen, die nachher
das, was absolut notwendig ist, nämlich eine
Verstetigung der Transformation, behindert.
Das war mein ordnungspolitisches Anliegen,
für das ich um Verständnis werbe; denn wir
wollen jetzt mit Ihnen gemeinsam den Um-
bau des Systems sicherstellen.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Ich möchte eine
Ergänzung machen. Wenn Sie eine Zahl
haben wollen, kann ich sie Ihnen geben. Ich
kann Ihnen aber keine Budgetzahl nennen.
Wir haben unsere Zahlen aufwendig berech-
net. Wenn man den Nettoeffekt von
annuitätisch bewerteten Investitionen nimmt -
hier ist nicht der Atomausstieg entscheidend;
die Kosten ergeben sich aus der langfristigen
Dekarbonisierung im Gebäudesektor -, dann
kommt man zu dem Ergebnis, dass wir in
den nächsten Jahren an den Märkten
10 Milliarden Euro netto pro Jahr aus nicht
budgetären Transferzahlungen und aus den
Budgets aufbringen müssen. Über diese
Größenordnung reden wir. Wir haben Ge-
staltungsmöglichkeiten, wie diese
10 Milliarden Euro zwischen Budget, Märkten
etc. aufgeteilt werden. Das ist jetzt nicht
wahnsinnig viel im Vergleich zu anderen
Investitionen. Mein Petitum wäre, möglichst
viel davon in die Märkte und möglichst wenig
davon in die Budgets zu stecken. - Das war
sozusagen die Antwort, die ich ungefragt
gegeben habe.
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Sie haben mich als evangelischen Men-
schen mit der ethischen Frage getroffen, weil
ich Ihnen jetzt mit Effizienzargumenten ent-
gegnen werde. Ich glaube, der Unterschied -
das nehme ich sehr ernst - bei der Kontinui-
tätsverpflichtung ist, dass man im Bereich
der Anreizung von Umstrukturierungsprozes-
sen von den Wirtschaftssubjekten eine Ände-
rung haben möchte; sie müssen liefern. Sie
waren vorhin nicht da, als ich dies ausgeführt
habe. Es ist ein Effizienzargument. Die Wirt-
schaftssubjekte, die etwas verändern sollen,
zum Beispiel andere Gebäude bauen, wer-
den nach den Erfahrungen, die wir jetzt
durch dieses Stop-and-Go haben, Risiko-
prämien einführen. Das heißt, wir werden mit
der Zeit immer mehr Geld dafür ausgeben
müssen.

Das kann man sehen, wenn man zum
Beispiel das Programm für Mini-KWK-Anla-
gen betrachtet. Dazu kann man stehen, wie
man will, aber ein so abruptes Aussetzen
führt dazu, dass man in den nächsten Run-
den letztendlich mehr Geld aufwenden muss,
um die Leute dahin zu bringen, wo man sie
bezüglich ihrer Lieferung haben will. Das ist,
glaube ich, im Bereich von sozialen Trans-
ferzahlungen - zumindest bei einigen wichti-
gen Akzenten - etwas anders.

Es gibt - ich habe darauf hingewiesen -
zum Beispiel in der Forschung einen Graube-
reich. Dort geht gerade viel Vertrauen verlo-
ren; da laufen wir in eine ähnliche Situation.
Ich würde trotzdem dazu stehen, dass wir in
ausgewählten Handlungsbereichen, wo wir
Investitionsverhalten aus den bekannten
Gründen verändern wollen, der Stetigkeit
eine andere, auch kostenwirksamere Stel-
lung zuordnen sollten als in anderen Ausga-
benbereichen. In einer Welt des perfekten
Budgets bräuchte man so etwas nicht. Aber
es ist ein Reparaturmechanismus, mit dem
man aus meiner Sicht richtigerweise ver-
sucht, die Kosten, die durch den Vertrauens-
verlust der Wirtschaftssubjekte entstehen, zu
beschränken. Das muss man angehen.

Ich finde eine Eingangsprüfung für die
von einem solchen Fonds erfassten Pro-
gramme wichtig. Man muss fragen: Ist der
ökonomische Wert des Vertrauens da wirk-
lich gut nachweisbar? Gibt es nicht andere
nicht budgetäre Marktmechanismen? Man
muss sozusagen einen Eignungsnachweis
erbringen. Ich weiß, dass das schwierig ist;
aber ich finde, man sollte das durchaus als
Kriterium in einen solchen Gesetzentwurf

aufnehmen und so die Programme, die
entstehen können, von vornherein ein-
schränken.

Ich glaube, mit dieser Gesetzesänderung
macht man das, was man in anderen politi-
schen Bereichen schon gemacht hat: Man
macht symbolische Politik, indem man Über-
schriften hineinschreibt, obwohl man weiß,
dass man sie nicht einlösen kann. Dadurch
verbrennen wir den ökonomischen Wert des
Vertrauens in einen solchen Fonds. Deswe-
gen wäre aus meiner Sicht eine Verringerung
der Bandbreite der Programme, die daraus
finanziert werden können, eigentlich auch
eine Garantie dafür, dass dieses Instrument
seine Funktion erfüllen kann. Wenn es seine
Funktion nicht erfüllen kann, verbrennen wir
so das nächste Instrument. Dann müsste
man sozusagen einen Fondsfonds einrich-
ten, um das Vertrauen wiederzugewinnen.

Sachverständiger Hans-Joachim Reck
(Verband kommunaler Unternehmen e. V.):
Darf ich eine Annex-Bemerkung dazu ma-
chen? - Die Einpreisung in die Märkte ist in
Ordnung. Ich wollte den Haushaltsausschuss
nur darauf hinweisen, dass das allerdings
voraussetzt - darüber haben wir auch im
Wirtschaftsausschuss diskutiert -, dass die
notwendigen Investitionen, zum Beispiel auf
der Netzebene, und alles, was damit zu-
sammenhängt, entsprechend anerkannt wer-
den. In dem Moment, in dem eine Anreizre-
gulierungsordnung das nicht erfasst, fällt es
zurück und wird eben nicht im Markt einge-
preist. Das ist für uns ein fulminantes Pro-
blem. Das wollte ich noch dazu sagen. Es
klingt gut, möglichst viel durch den Markt zu
machen, aber dann muss es das Gesamtre-
gime auch hergeben.

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):
Meine Frage an Herrn Ludewig und Frau
Dr. Wörlen passt genau dazu. Wir haben
jetzt gehört, was man nicht mit dem Fonds
finanzieren sollte. Daher lautet meine ganz
konkrete Frage an Sie - Herr Matthes hat das
Thema schon angesprochen, es aber nicht
konkret ausgeführt -: Was würden Sie ge-
stalten, wenn Sie das Geld aus dem Fonds
hätten? Was wäre Ihnen - im Sinne des Kli-
maschutzes und nicht in Ihrem eigenen
Sinne; das ist klar - wichtig?

Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
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e. V.): Ich beschäftige mich mehr mit der
Minderausgabenseite oder Mehreinnahmen-
seite als mit der Mehrausgabenseite. Meine
persönliche Priorität wären zwei Punkte, die
beide schon zur Sprache gekommen sind;
auf diese sollte man sich konzentrieren.

Das eine ist die Finanzierung des Klima-
schutzes auf internationaler Ebene. Die ge-
machten Zusagen müssen eingehalten wer-
den. Dazu benötigen wir entsprechende
Mehrmittel. Ich finde, es ist aus den schon
angesprochenen Gründen wichtig, dass wir
hier in Deutschland nicht nur Vorreiter wer-
den - das ist dringend notwendig -, sondern
eben auch auf internationaler Ebene unsere
Zusagen einhalten.

Der zweite Bereich, wo ich einen Schwer-
punkt setzen würde, ist die Gebäudesanie-
rung, weil die CO2-Einsparungspotenziale
dort besonders hoch sind. Ich glaube, es ist
naheliegend, zu sagen: Wir finanzieren jetzt
nicht mehr teure Energieimporte, sondern
unsere mittelständischen Handwerker, die
die Gebäude sanieren, sodass man weniger
Energieimporte braucht.

Je stärker man diese Ausgaben durch
den Abbau umweltschädlicher Subventionen
oder durch Steuern zur ökologischen Len-
kung finanziert, desto geringer müssen sie
sein. Das sage ich auch an Herrn Fricke, der
gefragt hat, wie man das Ganze gegenfinan-
zieren kann.

Zum Abbau umweltschädlicher Subven-
tionen hatte ich vorhin schon Ausführungen
gemacht. Wenn Sie auf der Gegenfinanzie-
rungsseite eine intelligente Anreizwirkung
haben, dann brauchen Sie auf der Ausga-
benseite natürlich nicht mehr ganz so viel.
Da sehen wir extrem viele Spielräume.

Gerade im Gebäudebereich, den ich als
zweiten Schwerpunkt genannt habe, liegt es
auf der Hand, dass man beispielsweise die
Steuer auf Heizstoffe ein bisschen anhebt.
Hier liegen unsere Kosten im europäischen
Vergleich sehr unterdurchschnittlich bei
6 Cent pro Kilowattstunde. Der Durchschnitt
liegt bei fast 15 Cent. Wir liegen also deutlich
unter der Hälfte. Wenn man das entspre-
chend gegenfinanziert, muss man gar nicht
so viel für Gebäudesanierung ausgeben, als
wenn man das jetzt aus dem allgemeinen
Etat über eine Mehrwertsteuererhöhung oder
Ähnliches gegenfinanziert. Das sage ich
ungefragt als Teilantwort in die Richtung von
Herrn Fricke, weil er vorhin nicht anwesend
war.

Sachverständige Dr. Christine Wörlen
(Arepo Consult): Ich möchte einige Ergän-
zungen zu den angesprochenen Aspekten
machen. Die Zusagen auf internationaler
Ebene wurden schon mehrfach als ein
Hauptthema erwähnt. Dazu ist noch anzu-
merken, dass es sich - im Gegensatz zu ei-
nem weit verbreiteten Irrtum - bei diesen
internationalen Mitteln nicht um Entwick-
lungshilfe handeln darf. Die Klimarahmen-
konvention besteht explizit auf Mitteln, die
zusätzlich zu den bestehenden und als ODA,
Official Development Assistance, anerkann-
ten Mitteln fließen. Das heißt, wenn Sie als
Haushaltsausschuss hier darauf bestehen
sollten, dass diese Mittel jeweils als ODA
anerkannt werden können und entspre-
chende Charakteristika haben müssen, dann
werden sie als den Zielen der Klimarahmen-
konvention nicht zuträglich anerkannt. Das
wollte ich zur internationalen Entwicklungs-
hilfe sagen.

Zweitens müssen wir - auch das ist schon
gesagt worden - die Umsetzung von Effizi-
enzpotenzialen ganz massiv angehen. Das
muss verstetigt und dauerhaft gemacht wer-
den; dies ist schon im Sonderfondsvermögen
und im Bundeshaushalt vorgesehen. Dazu ist
öffentliche Aufklärung fundamental notwen-
dig: Warum machen wir das überhaupt? Im
Moment haben wir einen starken gesell-
schaftlichen Konsens; aber die Menschen
spüren es noch nicht so stark an ihrem Geld-
beutel. Der Zeitpunkt, an dem sie es spüren,
wird kommen. Daher müssen wir die Men-
schen mitnehmen. Den Menschen muss
dann klar sein, dass der Strom teurer wird,
aber dass es erträglich und nicht so schlimm
ist, weil sie Möglichkeiten haben, in ihrem
Haushalt Strom einzusparen. Entsprechende
Kampagnen macht zurzeit zum Beispiel das
BMU im Rahmen der nationalen Klima-
schutzinitiative. Dies ist notwendig, um Ihre
Wähler mitzunehmen.

Die Umsetzung von Effizienzpotenzialen
muss ganz gezielt unterstützt werden. Ob
Subventions- oder Förderrichtlinien, wie zum
Beispiel die bezüglich der Mini-KWK-Anla-
gen, die richtigen sind, muss man im Einzel-
fall entscheiden. Wenn man sich dazu durch-
ringt, so etwas zu unterstützen, darf es auf
keinen Fall nach dem bekannten Muster, wie
wir es beim Marktanreizprogramm und dem
Programm für Mini-KWK-Anlagen erlebt ha-
ben, geschehen. Diese Förderprogramme
müssen grundsätzlich ausreichend mit Mit-
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teln ausgestattet sein, um ein Stop-and-Go
zu verhindern. Es darf nicht so sein, dass die
Menschen nur vom 15. Mai bis zum 30 Juni
Zugriff auf den Topf haben, sondern sie
müssen ganzjährig Zugriff haben. Die Hand-
werker, die Konsumenten und die Ge-
schäftsbanken auf lokalem Niveau stellen
sich auf diese Programme ein. De facto ist es
so, dass ich auf der Hannover Messe nur
noch gefragt werde, wann es das nächste
Förderprogramm gibt. Diese Förderpro-
gramme haben eine massive Lenkungswir-
kung auf der lokalen Ebene, zum Beispiel bei
den Heizungsbauern und den Architekten.
Da darf man nicht kurzfristig planen.

Damit komme ich zu einem Punkt, der mir
wichtig ist. Ich denke, wir alle hier hängen
uns an der Kontinuität auf. Wir haben unter
Umständen Möglichkeiten - da bin ich nicht
Haushaltsrechtsexperte genug -, innerhalb
des Sondervermögens einen langfristigen
Ausgleich zwischen Mittelaufkommen und
Mittelverwendung zu finden. Diese Schwan-
kungen, diese Unsicherheiten sind ja nicht
ganz ohne jede Logik, sondern es ist so:
Wenn es der Konjunktur gut geht, werden die
Emissionszertifikate teuer, dann kommt viel
Geld in das Sondervermögen. Wenn man
versucht, das Sondervermögen in sich selbst
und relativ unabhängig vom Haushalt zu
stabilisieren, sollte man einen Mechanismus
finden, durch den das Sondervermögen trotz
der konjunkturellen Schwankungen so ge-
staltet wird, dass auch bei Preissenkungen
genügend Mittel zur Verfügung stehen und
dass bei Preissteigerungen nicht alle Mittel
ausgegeben werden, sondern quasi für
schlechte Zeiten gespart wird. Ich weiß nicht,
ob das im Rahmen eines Sondervermögens
möglich ist; man könnte sich über einen sol-
chen Mechanismus vielleicht Gedanken ma-
chen.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Ich habe zwei Fragen an
Herrn Dr. Matthes. Jetzt haben wir schon
mehrfach über besonders effiziente
Anreizprogramme gesprochen, zum Beispiel
das Gebäudesanierungsprogramm. Wir wis-
sen, dass 1 Euro staatliches Geld in diesem
Programm bis zu 8 oder 9 Euro privates Ka-
pital mobilisiert, dass dadurch regional Ar-
beitsplätze geschaffen werden, dass es ge-
rade bei kleinen und mittleren Unternehmen,
beim Handwerk Wertschöpfungseffekte hat.
Es ist extrem wichtig, im Gebäudebereich

viel Energie einzusparen, weil der Großteil
des Einsparungspotenzials privater Haus-
halte im Gebäudebereich liegt. Deswegen
müssen wir die Investitionen dort deutlicher
konzentrieren. Gleichzeitig sind wir Haus-
hälterinnen und Haushälter und müssen so
etwas immer gegenfinanzieren. Es gab
schon mehrere Vorschläge zur Gegenfinan-
zierung des Fonds. Sie haben über Markt-
mechanismen gesprochen. Vielleicht können
Sie einmal konkretisieren, was Sie sich da -
auch bezogen auf den Gebäudebereich -
vorstellen.

Ich komme zu meiner zweiten Frage zur
Gegenfinanzierung. Die Brennelemente-
steuer ist befristet, und sie wurde letztes Jahr
im Rahmen der Verhandlungen mit den Kon-
zernen gesenkt; ursprünglich sollte sie höher
sein. Welches Potenzial sehen Sie sowohl
bezüglich der zeitlichen Dimension als auch
bezüglich der Höhe der Steuer?

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Das waren jetzt
drei Million Dollar Questions. Zur ersten
Frage - ich möchte das sehr deutlich sagen -:
Gebäude sind ein wichtiges Thema, zukünf-
tig auch sozial. Stellen Sie sich einmal vor,
wie hoch 2008 in Berlin-Neukölln die Neben-
kosten gewesen wären ohne Wechselkurs-
korrektur beim Ölpreis. Das ist auch eine
gesellschaftliche Absicherung für die Zukunft.
Ich bin nicht ganz sicher, ob die Gebäudesa-
nierung, in die wir deutlich mehr als
1,5 Milliarden Euro investieren, im Bereich
dieses Energie- und Klimaschutzfonds wirk-
lich das zentrale Instrument ist. Meine Vision
ist eher eine Art Grundförderung für den Ge-
bäudesektor. Das kann bei der KfW in den
üblichen Programmen bleiben.

Ich glaube, dass wir aber zum Beispiel
sozial differenzierte Hebesätze für solche
Förderungen haben müssen. Es kann doch
nicht sein, dass es am Starnberger See den
gleichen Hebesatz wie in Berlin-Neukölln
gibt. Mietspiegelorientierte Hebesätze wären
für mich ein zielgerichtetes Instrument. Sie
wären komplementär zur Gebäudesanierung,
hätten aber eine Stetigkeitsanforderung.
Dieses Zusatzprogramm, eine Art Baukas-
ten, würde für mich in den Energie- und Kli-
maschutzfonds gehören, die großen KfW-
Programme eher nicht; denn sie genießen
auch anderes Vertrauen.

Wir betrachten ja im Moment die Ausga-
benseite der nationalen Klimaschutzinitiative.
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Ehrlich gesagt, mein Lieblingsprogramm ist
kein großes Programm. Das aus meiner
Sicht beste Programm dieser Klimaschutzini-
tiative ist das Programm, bei dem die Caritas
zu einkommensschwächeren Haushalten
geht und mit den Menschen vor Ort erhebli-
che Energieeinsparungen erreicht. Sie haben
negative Vermeidungskosten von minus
150 Euro pro Tonne CO2; das ist ein Traum-
wert. Das sind zielgerichtete Programme, wo
man Kapazitäten aufbaut, die man länger
pflegen muss, wo man sich an bestehende
Prozesse anhängen kann. Es ist wichtig,
dass kein Energieberater dort hingeht, son-
dern ein Mitarbeiter der Caritas, der sowieso
mit den Leuten redet. Dazu braucht man
Vertrauen, sie müssen Personal aufbauen
etc. Diese spezifischeren Programme gehö-
ren für mich - wie gesagt, neben der interna-
tionalen Ebene - in ein Klimaschutzpro-
gramm. Man kann viel sparen, indem man
Basisförderprogramme auflegt, die man ziel-
gerichtet mit spezifischen Komponenten
erweitert. Aber es muss klar sein, dass das
Geld dafür wirklich langfristig vorhanden ist.

Ein weiterer Punkt: die Kernbrennstoff-
steuer. Der Gesetzgeber ist frei, jegliche
Steuer zu erheben, ich glaube, solange sie
nicht erdrosselnd wirkt, wobei das bei den
Alkopops offensichtlich funktioniert. Die ur-
sprüngliche Idee der Kernbrennstoffsteuer
war, die leistungslosen Mitnahmeeffekte der
Kernkraftwerke aus einer politischen Inter-
vention, nämlich dem EU-Emissionshandels-
system, abzuschöpfen. Man sagt: Sie haben
letztendlich alte Kraftwerke weiterhin betrie-
ben, aber 15 Euro je Megawattstunde, die
Herr Rothermel zahlen muss, abgenommen.
Die Idee der Kernbrennstoffsteuer, der ur-
sprünglich geplante Satz von 220 Euro pro
Gramm, hatte genau diese Funktion, die
Abschöpfung eines leistungslosen Windfall
Profits. Man könnte die Kernbrennstoffsteuer
sicherlich auf 220 Euro erhöhen. Man kann
auch über größere Summen reden; diese
muss man dann aber besser begründen. Mit
dem Emissionshandel kann man 220 Euro
pro Gramm jedenfalls ganz sicher begrün-
den.

Wie gesagt: Befristen oder entfristen kann
man das immer. Der Emissionshandel bleibt;
darüber bin ich froh. Er hört auch nicht im
Jahr 2016 auf, also hören auch die leis-
tungslosen Windfall Profits nicht auf. Von
daher könnte man das erweitern. Es geht,
zumindest in dieser Dekade, um Einnahmen

in Höhe von etwa 1,1 bis 1,3 Milliarden Euro
pro Jahr. Das ist eine signifikante Größe.
Aber - wie gesagt -: Wir reden letztendlich
über Größenordnungen von 10 Milliarden
Euro. Wir müssen schauen, was davon sinn-
vollerweise in diesem Fonds sein sollte.

Vorsitzende Petra Merkel: Wir haben
jetzt noch eine knappe Viertelstunde Zeit. Ich
schlage vor, dass jede Fraktion noch eine
Frage an einen Sachverständigen stellen
kann, und dies, wenn möglich, kurz.

Bartholomäus Kalb (CDU/CSU): Ich
möchte gerne eine Verständnisfrage stellen.
Ich habe vorhin nicht ganz verstanden, was
Sie bei dem Beispiel Neukölln zu den Hebe-
sätzen gesagt haben.

Sachverständiger Dr. Felix Christian
Matthes (Öko-Institut e. V.): Das Problem ist
folgendes: Es gibt beispielsweise das KfW-
Programm KfW-85. Das ist eine Art Grund-
förderung. Es ist klar, dass sich die Mieter an
den Investitionen beteiligen müssen, weil bei
ihnen nachher Einsparungen entstehen.
Darum dreht sich in Berlin eine Debatte, und
das haben wir auch letztes Jahr bei der Dis-
kussion über das Energiekonzept erlebt. Da
haben wir einen Sturm durchs Land gemacht
und gesagt, dass wir, auch wenn es wirt-
schaftlich ist, in bestimmten sozial schwa-
chen Bereichen solche Kaltmieterhöhungen
nicht durchsetzen können. In Berlin-Neukölln
gibt es eine sehr begrenzte Kaufkraft; dort
kann man die 11 Prozent der Kosten gar
nicht umlegen, weil der Markt das nicht her-
gibt.

(Bartholomäus Kalb (CDU/CSU):
Mit den Kosten der Unterkunft kön-

nen Sie das durchsetzen!)

- Wenn man mit den Wohnungsbaugenos-
senschaften redet, merkt man, dass das
nicht ganz so einfach ist.

Deswegen ist die Idee im Grunde ge-
nommen, einen mietspiegelorientierten He-
besatz zu haben, durch den gezeigt wird: In
Bereichen, wo die Mietspiegel bestimmte
Überwälzungen nicht hergeben, stockt man
die Förderung auf; denn es kann nicht sein,
dass in diesen Bereichen nicht saniert wird.
Wenn der Ölpreis auf 150 Dollar pro Barrel
steigt, können die Menschen hier auch die
Nebenkosten nicht zahlen. Wir müssen also -
das machen wir schließlich auch in anderen
Bereichen - die “ability to pay“ betrachten.
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Wir haben einen flächendeckenden Miet-
spiegel. Man könnte solche Hebesätze fin-
den und auf solche Bereiche anwenden, wo
heutzutage leider, obwohl es rechtlich mög-
lich wäre, nicht saniert wird. Die Investi-
tionsfenster schließen sich auch dort. Des-
wegen glaube ich, dass wir eine solche Diffe-
renzierung auch in ganz vielen anderen Be-
reichen brauchen. Wir müssen zielgruppen-
genauer werden, um Förderung preiswerter
zu machen.

Norbert Barthle (CDU/CSU): Ich habe
noch eine Frage an Frau Müller. Vieles, was
wir mit dem neuen Energiekonzept erreichen
wollen, läuft über das EEG und nicht den
Energie- und Klimafonds. Dennoch ist vieles
im Energie- und Klimafonds beinhaltet, was
dazu führen soll, den Ausstieg aus der Kern-
energie, den Ausbau regenerativer Energie-
träger, die Gebäudesanierung und die ver-
stärkte Nutzung der E-Mobilität zu beschleu-
nigen; dies ist ein ganzes Bündel an Maß-
nahmen. Ich habe abschließend die zusam-
menfassende Frage an Frau Müller: Wie
sehen Sie die Prioritätensetzung innerhalb
dieses Fonds für die verschiedenen Berei-
che?

Sachverständige Hildegard Müller
(Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V.): Ich finde es zum Ersten
wichtig, darauf hinzuweisen, dass überhaupt
eine Bundesregierung den Versuch macht,
das abzuschichten und über dieses Instru-
ment eine Möglichkeit zu schaffen, die ge-
samten Folgen und Belastungen abzusehen
und anzuerkennen. Bei aller Kritik, die hier im
Vorfeld geäußert worden ist, finde ich, muss
man auch sagen, dass es politisch zurzeit
zahlreiche Versuche gibt, das Energiekon-
zept für die Bürger weiter zu verteuern. Das
eine ist das, was Sie haushalterisch zu ver-
antworten haben, das andere sind die Ge-
samtbelastungen mit Steuern und Abgaben
für die Bürger, aber auch das, was wir insge-
samt mit dieser Energiewende machen.

Ich glaube, wir alle sind aufgefordert, zu
überlegen, ob wir da schon alle Effizienzen
gehoben haben. Eine Pflicht zur Erdverka-
belung wird gefordert. Wir müssen in der
Öffentlichkeit kritisch darüber diskutieren, ob
wir die damit verbundenen Kosten wirklich
produzieren sollten. Wir müssen daran
denken, was wir uns nach wie vor bei der
Photovoltaikförderung leisten: 55 Prozent der

Ausgaben im Bereich der erneuerbaren
Energien gehen in die Photovoltaik; aber nur
2 Prozent der Leistung wird dort erbracht. Ich
höre immer, man müsse die Subventionen
für energieintensive Industrien abbauen.
Diese Industrien haben uns aus der Finanz-
krise herausgehoben und machen die Ener-
giewende überhaupt erst möglich. Im Übri-
gen produzieren sie in einem hohen Maße
auch das Material, das wir zum Beispiel für
Windräder brauchen.

Ich glaube, dass man hier nicht nur nach
dem Preis schauen darf und danach, wie
etwas in der Zukunft weiter eingeordnet wer-
den kann und ob es refinanzierbar ist. Viel-
mehr muss man sich die Frage stellen, ob
alle bereit sind, politisch schwierige Situatio-
nen durchzustehen und den Bürgern vor Ort
zu erklären, warum bestimmte Maßnahmen
so und nicht anders gemacht werden, um die
Bezahlbarkeit dieser großen Herausforde-
rung insgesamt zu gewährleisten.

Sören Bartol (SPD): Ich habe zum
Schluss eine Frage an Herrn Ludewig in Be-
zug auf seine Stellungnahme. Ich will versu-
chen, bei diesem Thema - das ich gerade
schon angesprochen habe - weiter zu boh-
ren. Sie haben in Ihrer Stellungnahme ge-
schrieben, dass der Klimafonds zu begrüßen
ist, weil dadurch in Anlehnung an das Verur-
sacherprinzip eine langfristig gesicherte Fi-
nanzierungsgrundlage besteht. Ich weiß
nicht, ob Ihnen bekannt ist, dass es einen
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen
gibt, der sich der Frage der Darlehen aus
dem Bundeshaushalt annimmt, durch den
das, was eh schon im Gesetzentwurf steht,
sozusagen verschärft werden soll. Ich kann
Ihnen ja einmal die wichtigsten Unterschiede
nennen: Es muss im übernächsten Jahr voll-
ständig zurückgezahlt werden; es darf nur bis
zur Höhe von 10 Prozent des Gesamtvo-
lumens ein Liquiditätsdarlehen geben; die
Summe aller Darlehensverbindlichkeiten darf
zu keinem Zeitpunkt höher sein als
20 Prozent des Gesamtvolumens. Dies ist
also eine deutliche Verschärfung.

Würden Sie in Anbetracht der geplanten
Änderungen an der in Ihrer Stellungnahme
formulierten positiven Auffassung über die-
sen Fonds festhalten wollen?

Sachverständiger Damian Ludewig
(Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft
e. V.): Ich hatte das in meinem ersten Beitrag
















































































































